
Bürgerzeitung für das Rhein-Main-Gebiet - www.klartext-rheinmain.de KLARTEXT 25  I 1

KLARTEXT
Bürgerzeitung für das Rhein-Main-Gebiet

Mai/Juni 2026 Ausgabe 25

Li
eb

er
 L

es
er

, w
en

n 
Si

e 
m

ic
h 

ge
le

se
n 

ha
be

n 
un

d 
m

ic
h 

ni
ch

t 
m

eh
r 

br
au

ch
en

, g
eb

en
 S

ie
 

m
ic

h 
bi

tte
 n

ic
ht

 z
um

 A
ltp

ap
ie

r, 
so

nd
er

n 
an

 
ei

ne
n 

lie
be

n 
M

en
sc

he
n 

w
ei

te
r. 

D
an

ke

EDITORIAL –   
KLARTEXT RHEIN-MAIN-NECKAR DIE 25TE

Liebe Leser,

mit dieser Ausgabe halten Sie die 25. KLAR-
TEXT Rhein-Main-Neckar in den Händen. Für 
uns ist das mehr als nur eine Zahl. Es ist ein 
kleines Jubiläum für ein großes Anliegen: freie 
Presse von Bürgern für Bürger.

Im Mai 2022 erschien unsere erste Ausga-
be. Auf dem Titel stand damals: „ACHTUNG! 

Staat will an Ihr Vermögen!“ Vier Jahre später 
wirkt diese Warnung aktueller denn je. Wieder 
geht es um Zugriff, Kontrolle, Abgaben, Konten, 
Energie, Eigentum und Freiheit. Wieder zeigt 
sich: Wer unabhängig bleiben will, muss hin-
schauen, nachfragen und widersprechen.

KLARTEXT ist aus genau diesem Geist ent-
standen. Ohne große Geldgeber, ohne Wer-
bung, ohne Parteiauftrag. Diese Zeitung lebt 
von Bürgerbeteiligung, von Menschen, die nicht 
länger nur Zuschauer sein wollen. Eine echte 
Graswurzelbewegung, getragen von Mut, Zeit, 

Ideen, Schenkungen, Texten, Verteilung und 
Zuspruch.

Dass nun die 25. Ausgabe erscheinen kann, 
ist ein Grund zur Freude und zum Dank. Danke 
an alle, die lesen, weitergeben, mitdenken, kriti-
sieren, ermutigen und mithelfen. Jede Ausgabe 
ist ein Stück gelebte Öffentlichkeit — gerade in 
Zeiten, in denen viele Debatten enger werden 
und unbequeme Fragen nicht überall willkom-
men sind.

Auch diese Ausgabe zeigt wieder, warum 

KLARTEXT gebraucht wird: mit Themen, die an-
dere meiden, zuspitzen oder vorschnell abtun.

Und ja: Wir suchen weiterhin Unterstüt-
zung. Wer schreiben, recherchieren, ver-
teilen, gestalten, organisatorisch mithel-
fen oder finanziell unterstützen möchte, ist 
herzlich willkommen. Melden Sie sich unter:  
www.klartext-rheinmain.de/kontakt

Bleiben Sie wachsam, frei und klar im Urteil. 
 

Ihre Bürgerzeitungsredaktion

Neckar
;-)

Deutschland im Jahr 2026: salamitaktische 
Steuerabzocke, zerstörter Mittelstand, ab-
geschaffte Familienversicherung, erschwerte 
Auswanderung, unverschämte Erbschaftsbe-
steuerung und ins Ausland verschobene Steu-
ermilliarden

Wer heute mit Unternehmern, Handwerkern, 
Freiberuflern oder ganz normalen Arbeitneh-
merfamilien redet, hört denselben resignierten 
Seufzer: Es geht nicht mehr um die Höhe der 
Steuern. Es geht darum, dass niemand mehr 
weiß, was von zusätzlicher Schicht, mehr Risi-
ko oder privater Vorsorge am Ende übrigbleibt. 
Der deutsche Staat hat sich nicht nur das Porte-
monnaie geschnappt – er hat es auch noch mit 
einer Schleife versehen und „Entlastung“ drauf-
geschrieben. Herzlichen Glückwunsch, Genos-
sen und Konsorten: Ihr habt die perfekte Abzo-
cke erfunden: sie heißt „Reform“!

DIE SCHLEICHENDE LOGIK  
DER MEHRBELASTUNG

Die Logik ist teuflisch einfach. Man zerlegt 
die Belastung in tausend kleine, einzeln „ver-
tretbare“ Maßnahmen. Hier ein neuer Tarif, da 
eine „Anpassung“, dort eine „Modernisierung“. 
Isoliert betrachtet klingt alles ganz vernünftig. 
In der Summe entsteht das dichteste Netz der 
Abzocke, das Mitteleuropa seit dem Dreißig-
jährigen Krieg gesehen hat. Facharbeiter, Abtei-
lungsleiterin, Handwerksmeister, Apothekerin, 
Maschinenbauer, Steuerberater – alle, die die-
ses Land tatsächlich tragen, werden systema-
tisch zur Melkkuh gemacht. 

Einkommensteuer, Sozialabgaben, Gewerbe-
steuer, Körperschaftsteuer, Grundsteuer, Ener-
gie- und CO2-Steuern, Versicherungssteuer, 
Wegzugssteuer, Erbschaftssteuer, Mehrwert-
steuer. Und dann noch die Inflation, die wie ein 
stiller Komplize des Finanzministers jede no-
minelle Entlastung lautlos auffrisst. Der Bürger 
zahlt mit jedem verdienten, investierten und 
ausgegebenen Euro.

FAMILIENVERSICHERUNG &  
EHEGATTENSPLITTING  
GILT PLÖTZLICH ALS  

STEUERHINTERZIEHUNG

Besonders perfide ist das Theater um das 
Ehegattensplitting. Die SPD hat es sich zur Le-
bensaufgabe gemacht, dieses „überholte Relikt“ 
endlich zu killen – im Namen von Gleichstel-
lung, Fachkräftemangel und moderner Fami-
lienpolitik. Übersetzt heißt das: Wir bestrafen 
Familien, in denen einer den Laden schmeißt 
und der andere Kinder hütet, Pflege übernimmt 
oder einfach nur den Rücken freihält. Denn in 
der SPD-Welt gibt es nur noch das akademische 
Großstadt-Doppelverdiener-Modell. Schicht-
arbeit, Teilzeit wegen Kita-Wartelisten, Saison-
arbeit, unternehmerische Schwankungen? Alles 
bourgeoiser Ballast. Steuerrecht, das solche Le-
benswirklichkeiten ignoriert, ist nicht „modern“. 
Es ist einfach nur lebensfeindlich. Aber hey – 
Hauptsache, die Zweitverdienerin wird endlich 
„emanzipiert“, indem man der Familie das Geld 
wegnimmt.

„DIE 
REICHEN 
SOLLEN ZAHLEN!“ –  
UND DIE MITTE MERKT ES 
ZUERST

Und dann das Lieblings-
märchen der Politik bzw. deren Propa-
gandamedien und Auftraggebern: „Die 
Reichen müssen endlich mehr zahlen!“ In 
Wahrheit trifft die Progression genau die 
Mitte – den Facharbeiter, der die nächste 
Schicht schiebt, die Selbständige, 
die den Laden ausbaut, den 
Arzt, der länger Sprechstun-
de macht. 

Die meisten ken-
nen ihren Durch-
schnittssteuer-
satz. Ihren 

Grenzsteuersatz kennen sie nicht. Bis sie mer-
ken, dass der nächste hart erarbeitete Euro zu 
42, 45 oder bald 50 Prozent plus Solidaritätszu-
schlag plus alles andere einfach verschwindet. 
Dann kippt die Stimmung. Nicht aus Faulheit. 
Aus Nüchternheit. Menschen reagieren auf An-
reize. Wenn der Staat Mehrleistung systema-
tisch bestraft, wundert er sich irgendwann, dass 
immer mehr sagen: Dann eben nicht. Danke für 
die Lektion in angewandter Volkswirtschaft, 
Frau Ministerin.

INFLATION ALS STILLER KOMPLIZE DES FISKUS

Die heimtückischste Abzocke läuft aber ganz 
ohne Gesetzestext: Inflation plus Progres-
sion. Nominal mehr Gehalt, real kaum mehr  

Kauf-
k r a f t 

– und 
z a c k , 

r u t s c h t 
man in die 

nächste Tarifzone.  
Der Fiskus lacht sich  
kaputt. Offizielle „Entlas-
tungen“? Alles Show. Im 
zweiten Jahr ist der Vorteil 
weg, im dritten zahlt man 

mehr als vorher. Wer das Misstrauen 
der Bürger „Populismus“ nennt, hat noch 

nie eine echte Gehaltsabrechnung gelesen.

Und wenn dann doch mal Geld übrig 
ist? Dann wartet die Mehrwertsteuer 

im Supermarkt, an der Tankstelle, 
beim Handwerker. Die demo-
kratischste aller Steuern:  

Jeder zahlt m i t , 
a u c h d e r 
R e n t n e r beim  

Wochen- e i n -
k a u f 

und die Familie beim Kinderwagenkauf. Poli-
tisch genial, weil man sie als „technische Stell-
schraube“ verkaufen kann. Wirtschaftlich eine 
Ohrfeige.

Besonders bitter wird es bei Erbschafts- und 
Energiesteuern. Hier trifft fiskalische Gier auf die 
Nachfolgekrise des Mittelstands. Kein Roman-
Millionär sitzt da, sondern der Sohn, der den 
Familienbetrieb übernehmen soll – mit hohen 
Energiekosten, die die Großen (Daimler, BASF) 
einfach wegverlagern können, während der klei-
ne Handwerker verreckt. Oder die Tochter, die 
das Lebenswerk der Eltern fortführen soll, wäh-
rend Bürokratie wuchert, Finanzierung teurer 
wird und der Markt schwächelt. Steuerlich wird 
das Ganze zur Prämie auf Aufgabe. Deutsch-

land predigt Start-up-Wahn und killt gleichzeitig 
leise seine echten Träger.

Der Mittelstand zieht sich nicht mit Pauken 
und Trompeten zurück. Er investiert nicht mehr, 
wächst nicht mehr, stellt niemanden mehr ein, 
verkürzt Öffnungszeiten, verlagert Investments. 
Tausend kleine, rationale Entscheidungen. Kei-
ne Schlagzeile. Aber der schleichende Tod einer 
Volkswirtschaft.

WEGZUGSBESTEUERUNG: REICHSFLUCHT-
STEUER 2.0 – NUR MIT EU-SIEGEL

Und dann die Krönung der ganzen Farce: die 
verschärfte Wegzugsbesteuerung. Wer als Leis-
tungsträger – Handwerker, Mittelständler, Arzt, 
Ingenieur – der Republik endlich den Rücken 
kehren und woanders sein Glück versuchen 
will, der begeht aus Sicht des Finanzamts etwas 
ganz Ungeheuerliches: Republikflucht! Das geht 
natürlich gar nicht. Jahrelang brav Steuern, Ab-
gaben und grüne Bürokratie ertragen, und dann 
einfach abhauen? Deshalb wird der Auswan-
derer ordentlich zur Kasse gebeten. Hatten wir 
das nicht schon einmal? Früher hieß das ehrlich 
„Reichsfluchtsteuer“. Aber Sie kommen ohnehin 
nicht mehr raus hier: Sind Sie männlicher Deut-
scher und 17 bis 45 Jahren alt? Dann brauchen 
Sie bald eine Genehmigung für längere Aus-
landsreisen vom „Karrierecenter der Bundes-
wehr“. Die Geschichte wiederholt sich, nur die 
Verpackung ist neu.

SPD UND CDU:  
EINE KOALITION GEGEN LEISTUNG UND ARBEIT

Die Ironie ist zum Schreien: Ausgerechnet 
die SPD, die mal für Arbeitnehmer und Aufstieg 
stand, führt heute den Angriff auf genau diese 
Milieus. Und die CDU/CSU, die sonntags von 
Leistung und Familie faselt, macht montags mit, 
weil Regieren eben so ist. 

Gleichzeit werden Milliarden Steuergelder 
ins Ausland u.a. in Ukraine, Sudan und Südaf-
rika verschoben, während hierzulande Renten-, 
Kranken- und Pflegekassen zu einer kümmer-
lichen „Basisversorgung“ zurechtgestutzt wer-
den. Verantwortung? Fehlanzeige. Hauptsache, 
die „Kriegskoalition“ gegen die eigene Bevölke-
rung hält!

Am Ende lebt ein Land nicht von seiner Steu-
erquote, sondern von seinem Leistungswillen. 
Wer diesen Willen systematisch kaputt macht 
– sprachlich vernebelt, steuerlich abgeschöpft, 
moralisch diskreditiert –, der betreibt Raubbau 
an der eigenen Substanz. Der mentale Kipp-
punkt naht: Wenn die breite Mitte erst einmal 
sagt „In diesem Land lohnt sich Anstrengung 
nicht mehr“, dann ist mehr kaputt als nur die 
nächste Reform. Dann ist das Fundament selbst 
Geschichte.

Willkommen in der schönen neuen Welt der 
deutsch-europäischen Steuerabzocke. Sie wird 
euch noch lange erhalten bleiben. Versprochen. 
Mit Schleife.

Anm.d.Red.: Zum Leitartikel von Chris 
Barth incl. Quellen und Links:  

ktrm.short.gy/u4HY 

DIE VIELLEICHT GRÖSSTE STEUERABZOCKE DER NEUZEIT 
– und der Staat nennt das „Fortschritt“?
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EIN FRIEDENSAPPEL AN DIE DEUTSCHEN 
KIRCHEN VON S. BAIER AUS RHEINLAND-PFALZ

Ein internes ökumenisches Papier macht 
sichtbar, worüber in den Gemeinden kaum ge-
sprochen wird: Die evangelische und katholische 
Kirche bereiten sich organisatorisch auf einen 
Spannungs-, Bündnis- und Verteidigungsfall 
vor. Nicht nur in allgemeinen Worten. Nicht nur 
als geistlicher Trost für Menschen in Not. Son-
dern mit Krisenstäben, Meldeketten, Schnitt-
stellen zu staatlichen Behörden, Schulungen, 
Kommunikationswegen, Begleitung von Militär, 
Gefallenen, Hinterbliebenen, Kriegsgefangenen 
und Flüchtlingen.

Das Dokument trägt den nüchternen Titel 
„Ökumenisches Rahmenkonzept Seelsorge und 
Akutintervention im Spannungs-, Bündnis- und 
Verteidigungsfall“. Es spricht vom Dienst am 
Nächsten, vom barmherzigen Samariter, von 
Trost, Resilienz und Hoffnung. Das klingt christ-
lich. Und natürlich: Wenn Menschen leiden, 
wenn Verwundete zurückkommen, wenn Mütter 
Todesnachrichten erhalten, wenn Familien zer-
brechen, dann darf Kirche nicht abwesend sein. 
Niemand kann ernsthaft fordern, dass ein Pfarrer 
am Krankenbett, am Grab oder in der Notunter-
kunft schweigen soll.

Aber genau hier beginnt die entscheidende 
Frage: Dient die Kirche den Menschen im Krieg 
— oder bereitet sie sich darauf vor, als seeli-
scher Stabilisator eines menschenverachtenden 

Kriegssystems zu funktionieren?

Das Papier beschreibt Deutschland im „Bünd-
nisfall“ als logistische Drehscheibe. Soldaten, 
Waffen und Material würden durch das Land 
transportiert; Verwundete und Gefallene kämen 
zurück; die Bevölkerung müsse mit Einschrän-
kungen, Angst, Sabotage, Cyberangriffen und 
Terror rechnen. Die Kirchen planen dazu be-
sondere Gottesdienste, Krisenstäbe, gesicherte 
Informationswege und seelsorgliche Begleitung. 
Sie wollen vorbereitet sein. Doch wer bereitet die 
Christen darauf vor, „Nein!“ zu sagen?

Denn das Evangelium ist kein Begleitpro-
gramm staatlicher Sicherheitspolitik. Jesus 
Christus hat seine Jünger nicht gelehrt, sich in 
die Ordnung der Gewalt einzufügen. Er hat Pet-
rus im Garten Gethsemane nicht für seinen Mut 
gelobt, sondern ihm gesagt: „Steck dein Schwert 
an seinen Ort.“ Die Bergpredigt spricht nicht von 
Kriegstüchtigkeit, sondern von Friedfertigkeit. 
„Selig sind, die Frieden stiften“, nicht: Selig sind, 
die das Sterben gut organisieren.

Die Kirchen betonen in ihrem Papier, sie woll-
ten ihre Friedensethik nicht relativieren. Doch 
was bleibt vom Primat der Gewaltfreiheit, wenn 
die praktische Energie in Krisenstäbe, Zustän-
digkeiten, Schulungen und Durchhaltefähigkeit 
fließt? Was bedeutet „gerechter Friede“, wenn die 
Gemeinden erst dann zentral vorkommen, wenn 
sie für Ordnung, Orientierung und seelische Be-
ruhigung gebraucht werden? Werden die Kirchen 
auch wieder bereitwillig ihre Kirchenglocken ein-
schmelzen lassen für den „Endsieg“?

Besonders empfindlich ist der Punkt der In-
formation. Das Papier spricht davon, dass Ge-
meinden mit „gesicherten Informationen“ ver-
sorgt werden sollen. In Krisen ist verlässliche 
Information wichtig. Aber wer definiert, was ge-
sichert ist? Der Staat? Die Kirchenleitung? Ein 
Krisenstab? Werden Pfarrer zu Verkündern des 
Evangeliums — oder zu Vertrauenspersonen für 

eine offizielle Lageerzählung?

Viele Christen erinnern sich noch an die Co-
rona-Jahre. Auch damals wurden theologische 
Begriffe politisch aufgeladen. „Nächstenliebe“ 
wurde nicht selten zur Parole staatlicher Ge-
sundheitspolitik. Wer zweifelte, galt schnell als 
unsolidarisch. Genau deshalb muss eine Kirche 
heute besonders wachsam sein. Sie darf nicht 
wieder Zwangsmaßnahmen kirchliche Absolu-
tion verleihen, wo eigentlich offene Debatte und 
Gewissensfreiheit nötig wären.

Und noch etwas fehlt auffällig: die starke, öf-
fentliche Stimme für Kriegsdienstverweigerer, 
für Mütter und Väter, die ihre Kinder nicht an 
Fronten verlieren wollen, für Soldaten, die einen 
Tötungsbefehl vor Gott nicht verantworten kön-
nen. Das Papier erwähnt Menschen, die den 
Dienst an der Waffe verweigern. Aber es macht 
daraus keinen geistlichen Schwerpunkt. Dabei 
wäre genau das die Aufgabe der Kirche: nicht 
Verwundete verbinden, sondern Verwundung 
verhindern; nicht Gefallene bestatten, sondern 
dem Fallen entgegenrufen: Du bist kein Material 
der Macht!

Eine Kirche, die im Ernstfall nur tröstet, aber 
vorher nicht widerspricht, kommt wieder einmal 
viel zu spät. Geschichte wiederholt sich zwar 
nie, aber sie reimt sich ständig!

Natürlich ist die Welt gefährlich. Natürlich gibt 
es Aggression, Lüge, Machtpolitik und Gewalt. 
Nicht nur auf einer Seite. Politiker auf beiden 
Seiten neuer Frontlinien reden von Sicherheit, 
meinen aber oft Einfluss, Rohstoffe, Geld, Pres-
tige oder historische Eitelkeit. Gerade deshalb 
braucht es eine Kirche, die nicht in die Sprache 
der Blöcke verfällt. Eine Kirche darf nicht zuerst 
fragen, wie Deutschland krisenfest, bündnisfä-
hig oder durchhaltefähig wird. Sie muss zuerst 
fragen: Wie bleiben wir Christus treu? Oder kon-
kret: Wie erreichen wir Geistliche der russisch-
orthodoxen Kirche? Wie bauen wir Kommuni-

kationskanäle zu islamisch-schiitischen und 
jüdisch-orthodoxen Geistlichen auf? Wie berei-
ten wir aus unserem Glauben heraus den Boden 
für echte Friedensarbeit abseits der Kriegspolitik 
und -rhetorik?

Christliche Seelsorge im Krieg darf niemals 
zur geistlichen Schmierung der Kriegsmaschine 
werden. Sie muss öffentlich sagen: Der Mensch 
ist Ebenbild Gottes, nicht Ersatzteil geopoliti-
scher Strategien. Kein Sohn und keine Tochter 
gehört dem Staat und schon gar keinem frem-
den! Kein Gewissen gehört einem Bündnis. Kein 
Altar gehört in den Maschinenraum militärischer 
Planung.

Darum braucht es jetzt eine offene Debatte 
in den Gemeinden. Nicht hinter verschlosse-
nen Türen, nicht in internen Papieren, nicht erst, 
wenn der Ernstfall ausgerufen ist. Kirchenmit-
glieder haben ein Recht zu erfahren, welche 
Rollen ihre Kirchenleitungen im Rahmen staat-
licher Gesamtverteidigung übernehmen wollen. 
Pfarrer haben ein Recht, nicht zu Funktionären 
einer Krisenkommunikation gemacht zu werden. 
Eltern haben ein Recht, von ihrer Kirche mehr 
zu hören als seelsorgliche Vorbereitung auf den 
Tod ihrer Kinder.

Wenn die Kirchen wirklich dem Frieden dienen 
wollen, müssen sie jetzt abrüsten — zuerst in 
ihrer Sprache, dann in ihrer Nähe zur Macht. Sie 
müssen Räume schaffen für Gewissensprüfung, 
Friedensgebet, Versöhnung, Diplomatie, Kriegs-
dienstverweigerung und mutige Kritik an allen 
Kriegstreibern.

Denn die Kirchen Jesu Christi sind nicht dazu 
da, Menschen kriegstüchtig zu machen. Sie sind 
dazu da, ihnen zu helfen, Kinder Gottes zu blei-
ben – besonders dann, wenn die Politik wieder 
einmal das Kriegsbeil ausgraben möchte.

Zum Onlinebeitrag incl. alle Quellen:  
ktrm.short.gy/aASu 

WENN KIRCHEN DEN ERNSTFALL PLANEN…
…WER PREDIGT DANN NOCH DEN FRIEDEN?

EIN GASTBEITRAG VON HELMUT K.

Die Straße von Hormus wird uns als der geo-
politische Zankapfel schlechthin präsentiert. 
Abwechselnd blockieren Iran und USA die Was-
serstraße, durch die ein Fünftel des weltweiten 
Erdöls und ein großer Teil des Flüssigerdgases 
und der Düngemittel fließen. Rohstoffpreise 
schießen in die Höhe, Lieferketten stocken, und 
in Europa wie in Asien fragen sich Fabrikbetrei-
ber, Fluggesellschaften, Supermarktmanager 
und Heizungsnutzer dasselbe: Wie lange reicht 
der Vorrat noch?

Was gestern wie ferner geopolitischer Lärm 
klang, ist heute real: Der Krieg gegen den Iran 
ist kein regionaler Konflikt. Er ist der Hebel, mit 
dem die globale Energieordnung ins Wanken ge-
bracht wird – und mit ihr die Grundlage unserer 
gesamten Zivilisation. Denn billige, zuverlässige 
Energie ist nicht irgendein Rohstoff. Sie ist das 
Fundament der modernen Welt. Ohne sie gibt es 
keine Lebensmittelproduktion im industriellen 
Maßstab, keine Düngemittel, keine Transporte, 
keine Heizung, keine Lieferketten, keine digita-
le Wirtschaft. Genau wie während der Covid- 
P(l)andemie, als plötzlich alles zusammenhing, 
zeigt sich jetzt: Wer die Energieflüsse unterbricht, 
greift nicht nur Pipelines an. Er greift das System 
selbst an. Und genau das geschieht. 

In diesem Konflikt sind nicht mehr nur mili-
tärische Ziele im Visier. Kraftwerke, Raffinerien, 
Entsalzungsanlagen, Brücken, Wasserleitun-
gen – die kritische zivile Infrastruktur wird zum 
eigentlichen Schlachtfeld. Warum? Weil man ein 
Land nicht nur militärisch besiegen muss. Man 
muss es wirtschaftlich, sozial und psycholo-
gisch brechen.

Die Zerstörung von Energieinfrastruktur ist 
also kein Kollateralschaden. Sie ist das strate-
gische Ziel. Wer den Zugang zu Energie kont-
rolliert, kontrolliert Gesellschaften. Wer ihn 
verknappt, erzeugt Abhängigkeit, Angst und 
Lenkbarkeit.

Diese Logik geht noch tiefer. Energie- und 
Finanzsystem sind untrennbar verbunden. Ein 
Angriff auf Rechenzentren, Zahlungssysteme 
oder digitale Infrastruktur könnte jederzeit fol-
gen. Stellen Sie sich vor: Strom weg, Konten 
eingefroren, Lieferketten unterbrochen. Plötz-
lich steht der Einzelne nackt da – ohne Bargeld, 
ohne Wärme, ohne Gewissheit. Knappheit er-
zeugt Panik. Panik erzeugt Gefügigkeit. Das ist 
kein Zufall. Das ist die alte, bittere Formel von 
Herrschaft: Wer Mangel schafft, schafft Macht.

Hinzu kommt die Verwundbarkeit unserer 
hochkomplexen, hochdigitalisierten Gesell-
schaft. Experten warnen seit Jahren vor geo-
magnetischen Stürmen, Sonneneruptionen oder 
plötzlichen Stromausfällen. Ein einziger großer 
Schock – ob durch Krieg oder Natur – und das 
Kartenhaus kippt. Strom, Telekommunikation, 
Wasser, Transport: alles hängt am seidenen 
Faden der Energie. Ob der Zusammenbruch 
nun „geplant“ oder „prognostizierbar“ eintritt, 
das Ergebnis ist dasselbe: Versorgungskollaps. 
Und genau darin liegt die perfide Genialität: Der 
Schock wird zur Rechtfertigung für das, was da-
nach kommt.

Denn hinter alldem steht ein Plan. Vier Ziele 
zeichnen sich ab, die zu offensichtlich sind, um 
Zufall zu sein.

Erstens: Der Ausnahmezustand als neu-
er Normalzustand. Krisen dieser Größenord-
nung rechtfertigen Notstandsregime, verstärkte 
Überwachung, Wehrpflicht, Nationalgarde-Ein-
sätze. Eine Bevölkerung, die friert, hungert und 
ums Überleben kämpft, ist leichter zu regieren 
als eine selbstbewusste, wohlhabende Gesell-
schaft.

Zweitens: Die gezielte Zerstörung von Wohl-
stand und Mittelschicht. Zu viel Unabhängigkeit, 

zu viel Vermögen, zu viel Bequemlichkeit – das 
macht Menschen gefährlich frei. Energieknapp-
heit vernichtet Vermögen über Nacht. Plötzlich 
sind alle wieder abhängig vom Staat, vom Sys-
tem, von den wenigen, die noch liefern können. 
Disziplinierung durch Entbehrung.

Drittens: Der große Umbau der Weltordnung. 
Alte Strukturen sollen brechen, neue Macht-
blöcke entstehen. Regionale Stadtstaaten, KI-
gesteuerte Verwaltungseinheiten, neue geo-
politische Bündnisse – Energiekrisen sind das 
perfekte Werkzeug, um das Alte abzureißen und 
das Neue zu errichten.

Viertens: Die Vorbereitung einer technokra-
tisch-autoritären Zukunft. Eine Welt, in der KI, 
totale Überwachung und digitale Steuerung 
regieren. Energieknappheit wird dann zur mo-
ralischen Pflicht: Verzicht, Tracking, Chip, Kon-
trolle. „Zum Schutz des Klimas. Zum Schutz der 
Sicherheit. Zum Schutz vor dem Chaos.“ Der 
Mensch wird zum verwalteten Objekt in einem 
perfekt getakteten System.

Der Plan unserer globalen Eliten ist also nicht 
Zerstörung um ihrer selbst willen. Es ist die poli-
tische Verwertung von Zerstörung. Der Schock 
ist nicht das Ziel. Er ist das Werkzeug. Das Ziel: 
die totale Kontrolle für ganz wenige – Ohn-
macht und Vernichtung für die Vielen!

Doch genau hier endet die Ohnmacht. Genau 
hier beginnt der Widerstand. Wir müssen zuerst 
die Illusion durchschauen: Das System, das uns 
jahrzehntelang Wohlstand und Bequemlichkeit 
versprach, war nie unsere Freiheit. Es war eine 
Abhängigkeit auf Zeit. Geld, Konsum, globale 
Lieferketten – all das hat uns weich gemacht. 
Der geistige Schritt ist entscheidend: Wir erken-
nen, dass wahre Souveränität nicht von außen 
kommt, sondern von innen.

Deshalb brauchen wir lokale Widerstandsfä-
higkeit. Nicht als Prepper-Fantasy, sondern als 
gesellschaftliches Programm: Gemeinschaf-
ten, die wieder produktiv werden. Regionale 
Energieerzeugung, dezentrale Netze, kürzere 
Lieferketten, handwerkliches Wissen, Nachbar-

schaftshilfe. Weniger totale Abhängigkeit von 
zentralisierten Systemen, die uns mit einem 
Schalter abschalten können.

Vor allem aber brauchen wir Menschlichkeit 
gegen technokratische Versklavung. Wir wei-
gern uns, uns unter einen „KI-Gott“ zu beugen. 
Freiheit bedeutet nicht, sich perfekt in ein ver-
waltetes System einzufügen. Freiheit bedeutet 
Vorstellungskraft, Risikobereitschaft, Verant-
wortung, geistige Selbständigkeit, Liebe, Bin-
dung, Würde.

Und ja: Es braucht eine spirituelle Dimension. 
Wer nur materiell denkt, ist durch Knappheit 
leicht zu brechen. Wer innerlich frei ist – wer 
Würde, Bewusstsein und innere Unabhängig-
keit pflegt –, der lässt sich nicht versklaven. Das 
klingt metaphysisch? Es ist hochpolitisch. Denn 
wer innerlich souverän ist, ist der gefährlichste 
Feind jeder Herrschaft durch Mangel.

Viele systemkritische Stimmen haben es 
längst erkannt: Energiekrisen sind keine Pan-
nen. Sie sind ideale Hebel für Kontrolle, Ver-
armung und autoritären Umbau. Wer Energie 
stranguliert, stranguliert Freiheit. Dagegen hilft 
nur eines: Dezentralität, Resilienz, Selbstver-
sorgung, geistige Unabhängigkeit und der ent-
schlossene, kluge Widerstand gegen jede Poli-
tik, die Knappheit zur Herrschaftstechnik macht.

Energie ist nicht nur Versorgung. Energie ist 
Freiheit. Wer sie künstlich verknappt, zerstört 
nicht nur Wohlstand. Er zerstört Selbstbestim-
mung. 

Der Schock ist nicht das Ende. Er ist der 
Weckruf. Unsere Antwort lautet nicht Angst, 
nicht Unterwerfung, nicht blinder Glaube an die 
nächsten Retter aus dem System. Unsere Ant-
wort lautet: Freiheit. Würde. Resilienz. 

Jetzt. Bevor es zu spät ist!

Anm.d.Red.: Den ganzen Beitrag 
können Sie hier online lesen und teilen: 

ktrm.short.gy/k3pA 

ENERGIE IST FREIHEIT – DER UNSICHTBARE KRIEG 
GEGEN UNSERE ZUKUNFT

Bild: Redaktion

Bild: Redaktion
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HARALD LESCH IN FRIEDBERG –   
WALLFAHRT DER CO2-JÜNGER ZU IHREM KLIMA-GURU

EIN GASTBEITRAG VON DR. CHRISTIAN STEIDL

Unter dem Etikett der Prävention wird an 
Schulen und in kirchlichen Einrichtungen vie-
lerorts eine Sexualpädagogik vermittelt, die 
Kinder nicht schützt, sondern sie im Gegenteil 
für Grenzüberschreitungen empfänglich macht. 
Diese alarmierende These stand im Mittelpunkt 
des Symposiums „Kentler – Kinder – Kirche“, 
zu dem „Demo für Alle“ Mitte April nach Kassel 
eingeladen hatte. Rund 200 Teilnehmer folgten 
den Vorträgen, in denen eine ideologische Linie 
von Helmut Kentler bis in heutige Bildungspläne, 
kirchliche Präventionskonzepte und sexualpäd-
agogische Praxis gezogen wurde.

Zum Auftakt sprach Weihbischof em. Dr. Ma-
rian Eleganti über das christliche Menschenbild 
und die kirchliche Lehre zu Ehe, Familie und 
Sexualität. Er betonte die Verschiedenheit und 
Ergänzung von Mann und Frau und verteidigte 
die Ehe als lebenslange Gemeinschaft, die auch 
den Kindern Schutz und Orientierung gibt. Die 
Kirche sei nicht leibfeindlich, sondern nehme 
den Menschen als Einheit von Körper und Geist 
ernst. Vorstellungen, wonach das biologische 
Geschlecht vom inneren Empfinden getrennt 
werden könne, wies er aus kirchlicher Sicht zu-
rück. Ehekrisen, so Eleganti, sollten nach Mög-
lichkeit überwunden und nicht vorschnell durch 
Scheidung beendet werden.

Susanne Hartfiel widmete sich der Frage, wie 
stark die Lehren des pädophilen Sexualwissen-
schaftlers Helmut Kentler bis heute fortwirken. 
Besonders problematisch sei dessen Annahme 
einer von Geburt an vorhandenen „kindlichen 
Sexualität“, die nicht nur beschrieben, sondern 
pädagogisch begleitet und gefördert werden 
solle. Auf dieser Grundlage seien Konzepte ent-
standen, die Kinder viel zu früh mit sexuellen 
Inhalten und Praktiken konfrontierten. Hartfiel 
verwies dabei auf die WHO-„Standards für Se-
xualaufklärung“, die über staatliche und päda-
gogische Institutionen verbreitet würden. Kent-
ler habe nicht nur sexuelle Kontakte zwischen 
Erwachsenen und Minderjährigen verharmlost, 
sondern im Rahmen sogenannter Studien auch 
Heimkinder an verurteilte Pädophile vermittelt. 
Seine Denkmuster seien keineswegs überwun-
den, sondern lebten in Teilen der Sexualpädago-
gik und Hochschullehre fort.

Die katholische Theologin Dr. Margarete 
Strauss stellte dem die christliche Sexualmoral 
entgegen. Unter der Leitfrage „Echte Liebe war-
tet?“ warb sie für ein Verständnis von Sexualität, 

das Bindung, Verantwortung und das Wohl der 
Kinder in den Mittelpunkt stellt. Die Kirche stehe 
dem Sex nicht ablehnend gegenüber, sondern 
ordne ihn in den Schutzraum von Ehe und Fami-
lie ein. Strauss verwies dabei auch auf Johan-
nes Paul II. und dessen „Theologie des Leibes“, 
die in der kirchlichen Verkündigung viel stärker 
präsent sein sollte.

Noch deutlicher wurde Dr. Martin Voigt, der 
sich mit „Kentlers Erben“ befasste. Zahlreiche 
heute bekannte Namen aus Sexualpädagogik 
und Präventionsarbeit stünden in dieser Tra-
dition oder übernähmen wesentliche Grund-
annahmen. Besonders kritisch seien Konzepte 
zu sehen, in denen Kinder als sexuelle Wesen 
begriffen und sogenannte Doktorspiele päda-
gogisch begleitet würden. Was als Schutz vor 
Missbrauch verkauft werde, könne in Wahrheit 
zur Gewöhnung an Grenzüberschreitungen bei-
tragen. Wo „Missbrauchsprävention“ draufste-
he, so der Tenor, sei sehr häufig Frühsexualisie-
rung drin.

Psychotherapeut Roman Göbeke bestätig-
te diese Einschätzung aus seiner praktischen 
Arbeit. Kinder reagierten auf sexualpädagogi-
sche Überforderung nicht selten mit Angst, Ver-
wirrung und im Extremfall mit traumatischen 
Belastungen. Der Theologe und Entwicklungs-
psychologe Dr. Markus Hoffmann stellte dem 
eine entwicklungssensible Sexualpädagogik 
entgegen, die auf Vorbild, Bindung und Partner-
schaft setzt, statt auf Lustbetonung und Grenz-
auflösung.

Besonders eindringlich war der Bericht eines 
Vaters aus Hamburg, der sich gegen ein Früh-
sexualisierungskonzept an einer katholischen 
Schule wehrte. Nachdem Gespräche mit der 
Schulleitung und kirchlichen Stellen erfolglos 
geblieben waren, gründete er mit anderen Eltern 
das „Elternnetzwerk Kinderschutz & Prävention“ 
und entwickelte ein alternatives Konzept.

Das Symposium in Kassel machte deutlich: 
Die Auseinandersetzung um Sexualerziehung 
ist längst keine Randfrage mehr. Es geht um 
nichts Geringeres als den Schutz der Kinder. 
Eltern, Lehrer und Verantwortliche in Kirche und 
Schule sind gut beraten, genau hinzusehen, 
wenn Programme zur „Prävention“ in Wahrheit 
Ideologien transportieren, die Kindern schaden.

Zum ausführlichen Bericht aus Kassel 
mit weiterführenden Infos hier entlang: 

ktrm.short.gy/EAYY 

EIN GASTBEITRAG VON DIPL.-CHEM. DR. 
CHRISTIAN STEIDL

Auf Einladung der angeblichen Nichtregierungs-
organisation „Teachers for Future“, die vom Bun-
desprogramm „Demokratie leben“ unterstützt 
wird, sprach der Physikprofessor Harald Lesch 
am 25. Februar in der Friedberger Stadthalle über 
Klima, Kipppunkte und die Zukunft der Erde. Der 
Abend geriet jedoch weniger zu einer wissen-
schaftlichen Auseinandersetzung als zu einer Mi-
schung aus Kabarett, Applausveranstaltung und 
moralischer Selbstvergewisserung.

Schon zu Beginn zeigte eine Blitzumfrage im 
Saal, dass es sich um ein Heimspiel handelte: We-
niger als ein Prozent der Anwesenden ordnete sich 
dem skeptischen Lager zu, fast alle anderen waren 
überzeugt, dass „wir“ nicht genug für den Klima-
schutz tun. Die Rollenverteilung war damit früh ge-
klärt: hier die Guten, dort die Unbelehrbaren.

Der Titel der Veranstaltung lautete „Von natür-
lichen und sozialen Kipppunkten“. Tatsächlich 

sprach Harald Lesch fast ausschließlich über 
menschengemachte Kipppunkte und über die be-
kannte Erzählung einer drohenden Klimaapoka-
lypse. Mögliche gesellschaftliche Verwerfungen, 
die aus radikalen Klimamaßnahmen selbst entste-
hen könnten, blieben außen vor. Auch seine Mit-
streiterin Dr. Cecilia Scorza-Lesch setzte weniger 
auf offene Debatte als auf die Bestätigung eines 
bereits geschlossenen Weltbildes.

Lesch trat dabei nicht in erster Linie als Wissen-
schaftler auf, sondern als Entertainer. Er mach-
te sich über die mittelalterliche Warmzeit lustig, 
imitierte Andersdenkende wie einen Betrunkenen 
und spottete sinngemäß über Menschen, die sei-
ne Sicht nicht teilen. Das Publikum reagierte mit 
Gelächter und Begeisterung. Wissenschaftliche 
Nüchternheit wich an diesem Abend immer wieder 
kabarettistischen Zuspitzungen.

Auch das Umfeld der Veranstaltung war sym-
bolisch aufgeladen. Schon auf dem Weg in die 
Stadthalle führte ein farbiger Streifen von Blau zu 
dunklem Rot, als visuelle Dramatisierung der Tem-
peraturentwicklung seit der sogenannten kleinen 
Eiszeit. Dass ein längerer historischer Maßstab mit 
wechselnden Warm- und Kaltphasen ein deutlich 
weniger alarmistisches Bild ergeben hätte, spielte 
dabei keine Rolle.

Inhaltlich präsentierte Lesch das bekannte 
Worst-Case-Szenario: mehr als 4 Grad Erwär-
mung, Dürren, Überschwemmungen und gro-
ße Teile der Erde als künftig unbewohnbar. Wir 
lebten bereits im „Pyrozän“, also im Zeitalter der 

Feuer. Zahlen zur tatsächlichen Entwicklung von 
Waldbränden oder zu deren Ursachen blieb er 
schuldig. Auch an anderen Stellen arbeitete der 
Vortrag mit starken Behauptungen, aber schwa-
cher Beleglage.

So wiederholte Lesch etwa die bekannte Schul-
buchthese, ohne Atmosphäre hätte die Erde eine 
Durchschnittstemperatur von minus 18 Grad Cel-
sius, mit Atmosphäre liege sie bei plus 15 Grad, 
also sei der Treibhauseffekt für 33 Grad verant-
wortlich. Dass dabei physikalische Zusammen-
hänge wie der Einfluss des Luftdrucks auf die 
Temperatur ausgeblendet werden, erwähnte er 
nicht. Ebenso behauptete er, CO2 verbleibe 450 
bis 1000 Jahre in der Atmosphäre, ohne den stän-
digen Austausch mit Ozeanen, Pflanzen und Nie-
derschlägen angemessen einzuordnen.

Auch bei Extremwetter, Meeresspiegel und 
Gesundheit setzte Lesch auf Alarm. Flutkatas-
trophen im Ahrtal und in Südeuropa dienten als 
Beleg einer sich zuspitzenden Krise. Der Hinweis, 
dass es auch in früheren Jahrhunderten schwe-
re Hochwasser gab, blieb ausgeblendet. Beim 
Thema Hitze warnte er vor Gesundheitsgefah-
ren, obwohl statistisch seit langem bekannt ist, 
dass Kälte für den Menschen gefährlicher ist als 
Wärme. Dennoch werden in Deutschland flächen-
deckend Hitzeschutzpläne entworfen, als stünde 
das Land kurz vor mediterranen Verhältnissen.

Besonders auffällig war der Umgang mit histo-
rischen Klimazusammenhängen. Dass in der Erd-
geschichte Erwärmungsphasen dem Anstieg des 

CO2-Gehalts häufig vorausgingen, weil sich aus 
wärmerem Meerwasser CO2 freisetzt, erwähnte 
Lesch nicht. Stattdessen blieb es bei der vertrau-
ten einfachen Erzählung: mehr CO2, mehr Wärme, 
mehr Katastrophe.

Am Ende offenbarte sich, worum es an diesem 
Abend im Kern ging. Dr. Scorza-Lesch erklär-
te, bereits 3,5 Prozent der Bevölkerung könnten 
große gesellschaftliche Verhaltensänderungen 
auslösen. Das mag stimmen — besonders dann, 
wenn diese 3,5 Prozent in Schulen, Medien, Re-
daktionen, Parlamenten und digitalen Plattfor-
men überproportional Einfluss ausüben.

Die Lösung präsentierte das Ehepaar Lesch 
gleich mit: mehr Photovoltaik, mehr Windkraft, 
mehr Batteriespeicher. Das werde, so die Bot-
schaft, dank Massenproduktion am Ende billig. 
Dass der Ausbau der erneuerbaren Energien die 
Strompreise massiv erhöht hat und Speicher 
keine längeren Dunkelflauten absichern können, 
blieb unerwähnt.

So verließen viele Besucher die Halle in ihrer 
Überzeugung bestärkt, schon immer auf der rich-
tigen Seite gestanden zu haben. Mit Argumenten 
wird man diese Menschen kaum erreichen. Viel-
leicht aber mit der Einsicht, dass auch die soge-
nannte Klimawissenschaft dort, wo sie zur mo-
ralischen Inszenierung verkommt, weniger von 
Erkenntnis als von Schlagworten lebt.

Zum ausführlichen Bericht incl. 
Quellen: https://ktrm.short.gy/bkWc 

EIN GASTBEITRAG VON M. MALER

Der Fall Jacques Baud war kein Einzelfall. Mit 
Hüseyin Doğru trifft es nun einen weiteren Jour-
nalisten mitten in Deutschland. Konten gesperrt, 
Zahlungen blockiert, Alltag lahmgelegt – und 
ein Gericht, das sagt: Das ist eben die Folge von 
Sanktionen.

Es ist ein Satz, der hängen bleibt: Die Folgen 
seien „in der Natur der Sache“. So begründet 
das Amtsgericht Frankfurt am Main die Ableh-
nung eines Eilantrags des Berliner Journalisten 
Hüseyin Doğru. Seine Bank muss Überweisun-
gen nicht freigeben. Sein Konto bleibt faktisch 
blockiert.

WAS JURISTISCH NÜCHTERN KLINGT,  
IST IM ALLTAG EXISTENZIELL.

Doğru, seit Mai 2025 auf einer EU-Sanktions-
liste, berichtet von einer Situation, in der selbst 
grundlegende Verpflichtungen nicht mehr erfüllt 
werden können. Miete, Versicherungen, laufen-
de Verträge – alles bleibt offen. Mahnungen und 
Inkassoverfahren laufen. Der Druck wächst täg-
lich. „Rechnungen zu bezahlen ist mir faktisch 
unmöglich“, sagt er.

Besonders dramatisch: Doğru lebt mit Frau 
und drei Kindern. Das Risiko, die Wohnung zu 
verlieren, sei real. Mit den genehmigten 506 Euro 
monatlich für Grundbedürfnisse lasse sich eine 
fünfköpfige Familie nicht versorgen. Und selbst 
über diesen Betrag könne er nur eingeschränkt 
verfügen.

Der Fall zeigt, was EU-Sanktionen in der Pra-
xis bedeuten, wenn sie nicht gegen Staaten oder 
Oligarchen gerichtet sind, sondern gegen Ein-
zelpersonen. Formal handelt es sich um eine 
außenpolitische Maßnahme: Vermögenswerte 

werden eingefroren, Gelder dürfen nicht bereit-
gestellt werden. Banken sind verpflichtet, diese 
Vorgaben strikt umzusetzen.

Doch die Wirkung geht weit darüber hinaus. 
Es ist kein klassisches Strafverfahren mit Ankla-
ge, Verteidigung und Urteil. Es ist ein Mechanis-
mus, der zuerst greift – und den Betroffenen da-
nach auf den Rechtsweg verweist, welcher Dank 
grundrechteleugnenden Richter regelmäßig in 
der Sackgasse landet.

Die Begründung der EU ist dabei ebenso 
weitreichend wie umstritten. Doğru wird vor-
geworfen, mit seiner journalistischen Arbeit 
„Zwietracht“ zu schüren und „destabilisierende 
Aktivitäten Russlands“ zu unterstützen. Kon-
krete Belege für eine direkte Verbindung nach 
Moskau wurden bislang nicht gemacht. Doğru 
weist die Vorwürfe als konstruiert zurück.

Juristen warnen inzwischen offen vor den 
Konsequenzen dieses Systems. In Gutachten ist 
von einem faktischen „zivilrechtlichen Tod“ die 
Rede: Konten gesperrt, wirtschaftliche Hand-
lungsfähigkeit aufgehoben, kein Gehör vor der 
Maßnahme. Besonders kritisch sei, dass die 
Sanktionen sofort wirken, während die gericht-
liche Überprüfung erst im Nachhinein erfolgt.

Der Fall Doğru reiht sich damit ein in eine Ent-
wicklung, die bereits durch andere Namen sicht-
bar wurde: Jacques Baud, Thomas Röper, Alina 
Lipp. In allen Fällen geht es nicht um klassische 
Kriminalität, sondern um publizistische Tätig-
keit.

Damit verschiebt sich die eigentliche Frage: 
Nicht mehr, ob Sanktionen ein legitimes Mittel der 
Außenpolitik sind – sondern ob sie in dieser Form 
gegen Journalisten eingesetzt werden dürfen.

Denn wer heute sieht, wie ein Journalist wirt-
schaftlich handlungsunfähig gemacht wird, ver-
steht auch die Signalwirkung: Kritik kann teuer 
werden. Sehr teuer.

Und genau darin liegt die eigentliche Brisanz 
dieses Falles. Das Regime in Brüssel spielt wei-
terhin des Autokraten liebstes Spiel „Bestrafe 
einen, erziehe viele!“ – soll das ewig so weiter-
gehen? Wann wendet sich das Blatt?

Zum Online-Beitrag:  
ktrm.short.gy/DD36

KONTOSPERREN STATT 
GRUNDRECHTE
Wie EU-Sanktionen einen Berliner  
Journalisten in die Existenzkrise treiben

PRÄVENTIONSWORKSHOPS  
BEREITEN DEN WEG FÜR  
PÄDOKRIMINELLE

Bild: C. Steidl, privat

Bild: Redaktion
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WENN ZAHLEN BIEGSAM UND FAKTEN POLITISCH WERDEN
WAS DER DATENANALYST MARCEL BARZ AN 
DER CORONA-AUFARBEITUNG KRITISIERT

Marcel Barz ist kein Mann der großen Posen. 
Der Datenanalyst und frühere Bundeswehr-Offi-
zier argumentiert nüchtern, technokratisch, fast 
spröde – und gerade deshalb so wirkungsvoll. 
Wer ihm zuhört, merkt schnell: Hier spricht kei-
ner, der sich in politischen Lagern verlieren will. 
Barz denkt wie ein Ingenieur. Er fragt nicht zuerst, 
wer recht hatte, sondern worauf Entscheidun-
gen überhaupt beruhten. Und genau an diesem 
Punkt beginnt für ihn das eigentliche Versagen 
der Corona-Aufarbeitung in Deutschland.

Barz schildert, dass er zu Beginn der Pande-
mie den offiziellen Darstellungen vollkommen 
vertraute. Als Absolvent eines streng naturwis-
senschaftlich geprägten Umfelds war für ihn 
klar: Wenn Behörden, Statistiker und Fachinsti-
tute Zahlen liefern, dann werden diese belastbar 
sein. Exponentielles Wachstum, drohende Über-
lastung des Gesundheitssystems, alarmierende 
Lagebilder – all das erschien ihm plausibel. Der 
Bruch kam erst, als er begann, selbst die Rohda-
ten zu analysieren. Dabei stieß er nach eigener 

Darstellung auf erhebliche Widersprüche zwi-
schen öffentlicher Kommunikation und tatsäch-
licher Datenlage.

Besonders schwer wiegt für ihn, dass die spä-
ter veröffentlichten Protokolle des Robert Koch-
Instituts diesen Eindruck noch verstärkt hätten. 
Aus seiner Sicht wurde nach außen wissen-
schaftliche Eindeutigkeit suggeriert, während 
intern Zweifel, Zielkonflikte und politische Ein-
flussnahme eine deutlich größere Rolle spielten, 
als der Öffentlichkeit bewusst war.

Für Barz und viele andere Experten in den 
Corona-Enquetekommissionen und -untersu-
chungsausschüssen ist dies schon längst kein 
„normaler Irrtum im Krisenmodus“ mehr, son-
dern ein tiefgreifender, geradezu demokratieun-
würdiger Vertrauensbruch.

Seine zentrale Kritik an der laufenden Coro-
na-Aufarbeitung lautet deshalb: Es wird zu viel 
geredet, bewertet und politisch oder ethisch 
eingeordnet – und zu wenig entlang der Pri-
märquellen gearbeitet. Für Barz ist das ein me-
thodischer Kardinalfehler. Wer eine historische 
und politische Ausnahmesituation aufarbeiten 
wolle, müsse sich strikt an Originaldokumente, 
Lageberichte, Krisenstabsprotokolle, Kabinetts-
vorlagen und reale klinische Daten halten. Alles 
andere führe schnell in einen Resonanzraum aus 
Deutungen, moralischen Urteilen und Meinun-
gen über Meinungen.

In diesem Zusammenhang prägt er zwei Be-
griffe, die sein Denken auf den Punkt bringen: 
„Gummizahlen“ und „Betonzahlen“. Gummizah-
len sind für ihn Kennziffern, die stark von Annah-

men, Teststrategien oder Definitionen abhängen 
– etwa Inzidenzen, positive Testergebnisse oder 
Modellrechnungen. Sie können Hinweise liefern, 
sind aber dehnbar. Betonzahlen dagegen sind 
robuste Outcome-Daten: tatsächliche Kranken-
hausbelegung, Intensivauslastung, schwere 
Krankheitsverläufe oder Sterbefälle. Für Barz 
ist klar: Je härter ein Staat in Grundrechte ein-
greift, desto härter muss auch die Datengrund-
lage sein. Frühwarnsysteme allein dürften nicht 
ausreichen, um Schulschließungen, Lockdowns 
oder andere schwere Eingriffe zu rechtfertigen.

Gerade an den Schulschließungen zeigt sich 
für ihn exemplarisch das Problem. Entschei-
dungen seien vielfach mit steigenden Fallzahlen 
begründet worden – also mit Größen, die stark 
von der Testpraxis abhingen. Die realen Folgen 
der Maßnahmen hingegen, etwa psychische Be-
lastungen von Kindern und Jugendlichen, seien 
heute deutlich sichtbar und als harte Folgedaten 
ernst zu nehmen. Aus seiner Sicht wurde also 
auf einer unsicheren Datenbasis entschieden, 
während die Nebenwirkungen sehr real und ab-
sehbar waren.

Bemerkenswert ist auch seine Kritik an den 
staatlichen Transparenzmechanismen. Dass 
zentrale Dokumente heute überhaupt vorliegen, 
sei nicht funktionierenden Behörden oder dem 
Informationsfreiheitsgesetz zu verdanken, son-
dern Bürgern, Journalisten und Klägern, die sie 
unter erheblichem persönlichem und finanziel-
lem Aufwand freigekämpft hätten. Für Barz ist 
das die eigentliche Aufarbeitungsleistung der 
vergangenen Jahre. Umso unverständlicher sei 
es, wenn offizielle Gremien diese inzwischen 
verfügbaren Quellen nicht konsequent ins Zen-

trum ihrer Arbeit stellen.

Ein positives Gegenbeispiel sieht er in Bran-
denburg. Dort habe er den Eindruck gewonnen, 
dass man ernsthaft um Rekonstruktion bemüht 
sei: öffentlich, nachvollziehbar, mit erkennbarer 
Bereitschaft, auch Widersprüche auszuhalten. 
Die Bundesebene dagegen erscheint ihm nahe-
zu vollständig blockiert und politisch gelähmt.

Sein Fazit ist so schlicht wie scharf: Deutsch-
land müsse sich entscheiden, ob es die Co-
rona-Zeit ingenieurmäßig, faktenbasiert und 
überprüfbar aufarbeiten wolle – oder ob es bei 
politischen Erzählungen bleibe. Für Marcel Barz 
ist das keine bloß akademische Frage, sondern 
eine Frage des Selbstverständnisses eines Lan-
des, das sich einst auf Präzision, Gründlichkeit 
und Rationalität etwas einbildete.

Wer tiefer einsteigen möchte, kann das 
vollständige Interview hier online lesen: 

ktrm.short.gy/GIFu 

EIN KOMMENTAR VON CHRIS BARTH

Es gibt Interviewgäste, die analysieren endlos 
und langweilen alle damit. Und es gibt Interview-
gäste, die ein ganzes Weltgebäude errichten 
und dabei hervorragend unterhalten. Professor 
Jiang gehört eindeutig zur zweiten Kategorie. In 
dem Jack-Neel-Podcast, der ihm viel Raum gibt, 
zeichnet er das Bild einer Menschheit am Rand 
des Zusammenbruchs: Verlorene Kriege, (ohn-)
mächtige Eliten, Naturkatastrophen, Sonnen-
stürme, Systemkollaps, Massenverelendung, 
KI-Diktatur, religiöse Großmachtpläne, Geheim-
dienste, Blutlinien, spirituelle Erlösung. Kaum 
ein großes Motiv der Gegenwartsangst fehlt.

Das erklärt auch seine Wirkung. Jiang spricht 
nicht wie ein Fachmann, der einen einzigen As-
pekt der Wirklichkeit beleuchtet. Er spricht wie 
ein Mann, der hinter die Kulissen schaut. Und 
genau darin liegt die Faszination: Er liefert keine 
bloßen Meinungen, sondern eine umfassende 
Deutung. In einer Zeit, in der viele Menschen 
spüren, dass etwas aus dem Gleichgewicht ge-
raten ist, wirkt so etwas ungeheuer anziehend.

Denn eines muss man Jiang lassen: Er be-
nennt das tiefe Unbehagen der Gegenwart mit 
großer Wucht. Die moderne Welt ist tatsäch-
lich fragiler, als ihre glänzenden Oberflächen 
vermuten lassen. Lieferketten reißen, Staaten 
verlieren Autorität, Kriege breiten sich aus, di-
gitale Systeme machen ganze Gesellschaften 
verwund- und erpressbar. Viele Menschen mer-
ken instinktiv, dass der technische Fortschritt 
die großen menschlichen Fragen nicht gelöst 
hat – im Gegenteil! Jiang gibt diesem Gefühl 
eine dramatische Form. Er sagt im Grunde: Ihr 
seid nicht verrückt. Die Weltordnung ist instabil. 
Eure Angst hat einen Grund!

AMERIKAS NIEDERLAGE GEGEN DEN IRAN UND 
INNERE ZERREISSPROBEN

Jiang ist dann am stärksten, wenn er das Pu-
blikum erst mit klassischer Analyse anfüttert 
und ihm im nächsten Satz den Boden unter den 
Füßen wegzieht. Seine Überlegungen u.a. zum 
Iran-Krieg beginnen mit greifbaren Argumenten 
über Produktionskapazitäten, Drohnenkrieg und 
die Opferunwilligkeit der verweichlichten west-
lichen Gesellschaften. Doch plötzlich kippt die 
militärische Analyse in eine viel grundsätzliche-
re These: Der Krieg nach außen sei nur der sicht-
bare Teil eines viel größeren Ringens um Umbau, 
Disziplinierung und Machtsicherung im Inneren. 
Aus dem Konflikt mit dem Iran wird so ein Kata-
lysator für Ausnahmezustand, Repression und 
politische Neuordnung in den USA selbst.

Gerade darin liegt ein Teil seiner Sogwirkung. 
Jiang erzählt nicht von isolierten Krisen, son-
dern von einem System, das jede Krise sofort in 
Herrschaftstechnik verwandelt. Der wirtschaft-
liche Zusammenbruch, die Massenmigration, 
die Wiedereinführung der Wehrpflicht, die Auf-
rüstung der Sicherheitsapparate – all das er-
scheint bei ihm nicht als chaotische Folge un-
glücklicher Umstände, sondern als Material für 
einen tiefgreifenden Umbau der Gesellschaft. 
Das wirkt intellektuell riskant, spekulativ und 
manchmal überdehnt. Aber es trifft einen Nerv, 
weil viele Menschen längst ahnen, dass die offi-
zielle Politik Krisen gar nicht bewältigt, sondern 
diese inszeniert und anschließend gegen die 
eigene Bevölkerung ausnutzt.

DIE GROSSE ERZÄHLUNG  
VOM VERBORGENEN PLAN

Genau an diesem Punkt beginnt aber auch 
für manche Jiang-Kritiker das Problem. Aus be-
rechtigtem Misstrauen kann bei Jiang eine ge-
schlossene Welterzählung hineingedeutet wer-
den, in der am Ende fast alles zusammenhängt: 
Israel, KI, CIA, Bitcoin, soziale Medien, Wissen-
schaft, Religion, Eliten. Wo die Wirklichkeit kom-
pliziert, widersprüchlich und oft unerquicklich 
banal ist, setzt Jiang auf Totalerklärung. Das ist 
intellektuell verführerisch, weil es Ordnung in 
das Chaos bringt. Aber es verführt auch dazu, 
spieltheoretische Analysen mit Beweisen zu 
verwechseln.

Er nimmt reale Brüche, reale Machtfragen, 
reale Manipulationen – und verbindet sie zu 
einem umfassenden Muster. Für viele klingt das 
tief, für manch andere einfach nur überzogen.

Aber gerade deshalb funktionieren die Aus-
führungen von Prof. Jiang so gut. Sie bieten 
nicht nur Erklärung, sondern auch psychische 
Entlastung. Wenn alles gelenkt ist, dann hat das 
Chaos immerhin einen Plan. Und wenn der Plan 
böse ist, dann erscheint die eigene Ohnmacht 
wenigstens als Erkenntnisvorsprung. Auch 
wenn Jiang das Gegenteil von Ohnmacht und 
Fremdbestimmtheit ausstrahlt, fühlt genau dies 
ein Teil seiner Zuschauer.

WARUM JIANG (TROTZDEM) EINEN NERV TRIFFT

Trotz aller Überdehnung wäre es billig, Jiang 
bloß als schrillen Verschwörungserzähler oder 
– noch billiger – als chinesischen Spion abzu-
tun. Dafür trifft er einen Nerv zu präzise. Er spürt, 
dass viele Menschen den offiziellen Deutungen 
zurecht nicht mehr trauen. Zu oft wurde in den 
vergangenen Jahren behauptet, alles sei unter 

Kontrolle, diene nur „unserer Sicherheit“, kurz 
bevor das nächste Desaster eintrat. Zu oft wur-
den Zweifel moralisch diskreditiert, statt sach-
lich beantwortet. Zu oft wirkte das etablierte 
politische und mediale Personal nicht wie Auf-
klärer, sondern wie Verwalter des Erzählbaren.

In diesem Klima ist Jiang eine angenehme 
Überraschung. Nicht, weil seine Thesen oder 
Prognosen immer automatisch stimmen (ob-
wohl sie das ziemlich oft tun!), sondern weil er 
eine Leerstelle besetzt. Er formuliert radikale 
Fragen dort, wo andere nur Sprachregelungen 
anbieten. Er spricht über Macht, Manipulation, 
Dekadenz, geistige Leere und die Verwundbar-
keit moderner Gesellschaften in einer Direktheit, 
die man im offiziellen Betrieb und auch bei al-
ternativen Medien kaum findet.

Sein eigentlicher Erfolg liegt deshalb nicht in 
der Beweiskraft seiner Thesen, sondern in 
der Schwäche seiner Gegner. Wer jede 
fundamentale Kritik an der Vergangen-
heit, Gegenwart oder Zukunft reflex-
haft als „Verschwörungstheorie“ ab-
wehrt, sorgt dafür, dass das Publikum 
(oder nennen wir es doch besser den 
„mündigen Bürger“) Bewusstsein, In-
formation und Handlungsoptionen an-
derenorts besorgt.

DIE ENTSCHEIDENDE FRAGE

Am interessantesten wird Jiang dort, wo 
er die Geopolitik hinter sich lässt, und zur 
anthropologischen Frage kommt: Was wird 
aus dem Menschen in einer Welt to-
taler technischer Steue-
rung? Das ist der 
Punkt, an dem 
wirklich jeder an 
seinen Lippen 
hängt, der noch 
ein Funken Rest-
verstand und 
Menschlichkeit 
in sich spürt. 
Denn unabhän-
gig davon, wie 
man seine The-
sen zu Israel, 
zur CIA oder zu 
Bitcoin bewertet: 
Die Gefahr einer 
entmündigten, be-
quem gemachten, 
digital überwachten 
Gesellschaft ist real.

Genau hier müsste die Debatte beginnen, jen-
seits aller apokalyptischen Ausschmückung. 
Nicht jede große Erzählung ist wahr, nur weil 
sie das Unbehagen der Gegenwart treffend be-
schreibt. Aber viele Elemente darin sind wahr – 
und das Unbehagen der Menschen als Reaktion 
darauf.

Gegen all das setzt Jiang die Idee von Be-
wusstsein, von Wiedergeburt, von Verantwor-
tung und innerer Würde eines jeden Menschen. 
Dieser solle sich nicht als Staubkorn im Appa-
rat begreifen, sondern als sittlich und geistig 
wirksames Wesen.

Professor Jiang ist deshalb weniger ein Ora-
kel als ein Bewusstseinskatalysator. Er zeigt, 
wie tief das Misstrauen geworden ist. Er zeigt 
uns, für wie dumm, fremdbestimmt und unfä-

hig „die da oben“ uns offenbar 
halten. Und er zeigt, wie 

groß die Sehnsucht nach 
Orientierung in einer 
Welt ist, die ihren mo-
ralischen und geisti-
gen Kompass sichtbar 
verliert.

Anm.d.Red.: Lesen 
Sie die Kurzfassung 

des vierstündigen 
Interviews (!) mit Prof. 

Jiang hier bei uns online:  
ktrm.short.gy/wB79 

PROFESSOR JIANG UND DIE LUST AM UNTERGANG
Warum apokalyptische Welterklärungen gerade jetzt so viele Menschen faszinieren

Anm.d.Red. zum Corona-Gedenktag 2026: 
  
Bundesweit erinnerten Bürger am 22.03. 
an die Spaltung der Coronazeit und 
suchten Wege zurück ins Gespräch.  
Unser ZAAVV-Gastbeitrag berichtet 
von Begegnungen, Schmerz und ersten 
Schritten zur Versöhnung:
  
 ktrm.short.gy/kyGk
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EIN GASTBEITRAG VON M. SCHIERZ,  
EPPERTSHAUSEN

Der öffentliche Dienst wächst und wächst. 

Mit dem Regierungsentwurf 2026 hat auch die 
Bundesregierung unter Kanzler Friedrich Merz/
CDU den im Koalitionsvertrag vereinbarten Stel-
lenabbau um acht Prozent (2 % pro Jahr) nicht 
eingelöst. Statt einer Trendwende setzt sich das 
Wachstum der öffentlichen Verwaltung weiter fort. 

Deutschland erstickt in Bürokratie. Trotz der 
vielfältigen Probleme, die den deutschen Stand-
ort bremsen, nennen Unternehmen inzwischen 
„Bürokratie“ in Umfragen verlässlich als Prob-
lem Nummer 1. Bürokratie ist seit Jahren eines 
der größten Investitionshindernisse in Deutsch-
land. Der Erfüllungsaufwand für die deutsche 
Wirtschaft hat sich in den letzten drei Jahren 
mehr als verdreifacht. 

Eine neue Studie des ifo Instituts im Auftrag 
der IHK für München und Oberbayern zeigt, wie 
weit tatsächlich überbordende Bürokratie den 
Wirtschaftsstandort Deutschland belastet. Dem 
Staat entgingen bis zu 146 Milliarden Euro pro 
Jahr an Wirtschaftsleistung. Da die Forscher 
auch die indirekten Kosten berechneten, ist die-
ser Betrag damit doppelt so hoch wie bei anderen 
Schätzungen. Bürokratische Vorgänge seien für 
Firmen deutlich umständlicher als in Ländern mit 

niedrigem Bürokratieniveau wie z.B. Schweden.

Die Gesamtkosten für Deutschlands Staats-
angestellte (Bund, Länder und Kommunen) 
belaufen sich auf etwa 400 Milliarden Euro pro 
Jahr. Zusätzlich fallen ca. 90 Milliarden Euro für 
Pensionen an. Deutschlands öffentliche Verwal-
tung ist ein Gigant und dazu noch ein teurer.

Die finanzielle Dimension der deutschen Ver-
waltung ist beeindruckend:

Nach Berechnungen des Statistischen Bun-
desamtes geben Länder und Kommunen in 
Deutschland etwa 835 Millionen Euro täglich 
für ihr Personal aus. Diese Zahl umfasst die 
Gehalts- und Personalkosten aller staatlich Be-
schäftigten auf Bundes-, Landes- und kommu-
naler Ebene.

Die Gesamtzahl der im öffentlichen Dienst Be-
schäftigten hat sich bis Mitte 2024 auf rund 5,4 
Millionen Menschen erhöht, was einer Steigerung 
um fast 96.000 Beschäftigte entspricht. Damit ar-
beiten knapp zwölf Prozent aller Erwerbstätigen 
in Deutschland im öffentlichen Dienst. Diese Ent-
wicklung zeigt eine deutliche Verschiebung der 
Beschäftigungsstruktur: Während die Industrie 
rund 146.000 sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigte weniger zählte als im Vorjahr, entstan-
den in der öffentlichen Verwaltung im gleichen 
Zeitraum 45.000 neue Jobs.

Dieses Wachstum wirkt umso bemerkens-
werter, als die Bevölkerungszahl seit Jahren 
stagniert und die Privatwirtschaft, insbesondere 
die Industrie, Arbeitsplätze abbaut. Verschärft 
wird die finanzielle Last durch eine drohende 
Pensionslawine, die zukünftige Haushalte mit 
Summen in Billionenhöhe belasten wird.

Die Entwicklung des öffentlichen Dienstes 
in den letzten zehn Jahren zeigt ein deutliches 
Wachstum auf allen staatlichen Ebenen. Zwi-

schen 2013 und 2023 stieg die Zahl der kom-
munalen Beschäftigten um 24 Prozent und die 
der Landesbeschäftigten um fast zwölf Prozent. 
Der Zuwachs beim Bund fiel mit etwa vier Pro-
zent geringer aus.

Die Gewerkschaften und Beamtenverbände 
sehen den Personalzuwachs als notwendig an 
und argumentieren mit gestiegenen Aufgaben. 
Diese Argumentation sollte jedoch kritisch hin-
terfragt werden. Insbesondere die Begründung, 
dass die Digitalisierung zu einem Stellenzu-
wachs führen müsse, erschließt sich nicht un-
mittelbar, da Digitalisierung normalerweise 
Effizienzgewinne und Personalreduzierungen 
ermöglichen sollte.

Die Kostenentwicklung wird zusätzlich durch 
die Pensionslasten verschärft. Allein der Bund 
gibt bereits über 60 Milliarden Euro jährlich für 
Pensionen und ähnliche Bezüge aus. Die Beam-
tenpensionen stellen eine erhebliche finanzielle 
Belastung für die öffentlichen Haushalte dar. 
Der öffentliche Dienst gibt für seine 1,4 Millionen 
Pensionäre und Hinterbliebenen rd. 63,4 Milliar-
den Euro jährlich aus. Diese Kosten werden in 
den kommenden Jahren dramatisch steigen, da 
etwa 1,5 Millionen Beamte in den nächsten Jah-
ren in Pension gehen werden.

Laut dem aktuellen Versorgungsbericht des 
Bundesinnenministeriums werden die Pensi-
onsverpflichtungen von rund 6,8 Milliarden Euro 
im Jahr 2023 auf 7,8 Milliarden Euro im laufen-
den Jahr steigen und bis 2060 sogar auf 25,4 
Milliarden Euro anwachsen. Eine Studie von 
Professor Bernd Raffelhüschen beziffert die Ge-
samtkosten für die Beamtenversorgung bis zum 
Jahr 2050 auf 1,3 bis 1,4 Billionen Euro.

Die Unterschiede zwischen Beamtenpensionen 
und gesetzlichen Renten sind erheblich. Pensio-
näre im Bereich der Bundesländer erhielten 2020 
eine Bruttopension von monatlich rd. 3.590 Euro 

(Männer) beziehungsweise rd. 2.970 Euro (Frau-
en). Die durchschnittlichen gesetzlichen Brutto-
renten liegen weit niedriger, selbst bei Versicherten 
mit über 45 Jahren Versicherungszeiten erreichen 
die Zahlbeträge nur rd. 1.637 Euro (Männer) be-
ziehungsweise rd. 1.210 Euro (Frauen).

Die Haushaltssituation des Bundes ist, trotz 
Rekordeinnahmen, angespannt. Finanzminister 
Lars Klingbeil/SPD hatte angesichts der dro-
henden Haushaltslücke von mehr als 30 Milliar-
den Euro betont, dass “keine Option vom Tisch 
genommen” werde. Er brachte höhere Abgaben 
für „Spitzenverdiener“ und „Vermögende“ ins 
Gespräch. Bundeskanzler Friedrich Merz/CDU 
sieht das anders und betonte, dass Union und 
SPD im Koalitionsvertrag vereinbart hätten, die 
Steuern nicht anzuheben.

In der Finanzplanung für 2027 bis 2029 feh-
len der Bundesregierung rund 172 Milliarden 
Euro. Die Bundesregierung setzt vor allem dar-
auf, dass die Konjunktur anspringt und es mehr 
Steuereinnahmen gibt. Die Steuereinnahmen 
in Deutschland steigen seit Jahren regelmäßig 
und werden voraussichtlich 2026 die Schall-
mauer von einer Billion Euro durchbrechen.

Der Konsolidierungsdruck ist groß, weshalb 
die Bundesregierung verschiedene Sparmaß-
nahmen plant.

„Das große Ausmaß der Kosten durch die Bü-
rokratie verdeutlicht die Dringlichkeit des Re-
formbedarfs. Die Kosten von Nichtstun sind rie-
sig, gemessen am Wachstumspotenzial, das im 
Bürokratieabbau schlummert“, sagt Oliver Falck, 
Leiter des ifo Zentrums für Industrieökonomik 
und neue Technologien und Co-Autor der Studie.

Zahlen muss den ganzen Wahnsinn der Bürger! 

Zum Online-Beitrag:  
https://ktrm.short.gy/ZlbL 

DEUTSCHLAND IM WÜRGEGRIFF DER BÜROKRATIE
Wer bezahlt eigentlich den ganzen Wahnsinn?

DAS RELATIVE GEWICHT DER FREIHEITSBETÄTIGUNG
Kritik am Klimabeschluss des Bundesverfassungsgerichts
GASTBEITRAG VON DR. BERND FLEISCHMANN

In seinem berüchtigten Klimabeschluss vom 
24. März 2021 stellte das Bundesverfassungs-
gericht fest, dass das 2-Grad-Ziel des Pariser 
Klimaabkommens von Deutschland eingehalten 
werden muss, besser noch maximal 1,5 Grad 
globale Temperaturerhöhung seit dem Ende der 
Kleinen Eiszeit. Das Gericht berief sich auf den 
„Sachverständigenrat für Umweltfragen“ der 
Bundesregierung, in dem nur Prof. Wolfgang 
Lucht mit fundierten physikalischen Kennt-
nissen aufwarten kann. Er hat eine leitende 
Funktion im Potsdam-Institut für Klimafolgen-
forschung (PIK) inne, dem einflussreichsten 
Klimainstitut der Welt, auf das wir noch zu spre-
chen kommen. 

Mit Josef Settele gibt es auch einen Biologen 
im Sachverständigenrat, der wissen sollte, dass 
Pflanzen bei erhöhtem Kohlendioxid-(CO2)-Ge-
halt besser wachsen und weniger Wasser be-
nötigen und deshalb die Erde in den letzten 
Jahrzehnten grüner geworden ist. Die Medizi-
nerin Claudia Hornberg sollte wissen, dass in 
allen Ländern mehr Menschen durch Kälte als 
durch Hitze sterben, in Europa fünf- bis zehn-
mal so viele. Die Wirtschaftsprofessorin im Rat 
ist Claudia Kemfert, die schon oft durch absur-
de Behauptungen („es gibt Speicher noch und 
nöcher“) auffiel. Sie sollte wissen, dass kosten-
günstige und zuverlässig verfügbare Energie 
eine wesentliche Voraussetzung für Wohlstand 
und letztlich für die Stabilität einer Gesellschaft 
ist.

Alle wissen natürlich, dass Deutschlands An-
teil am globalen Ausstoß von „Treibhausgasen“ 
nur etwa 1 % ist und ein sofortiger Stopp der 
Emissionen keinen Einfluss auf das Klima hät-
te, schon deshalb, weil der jährliche Zuwachs 
an Emissionen in China so groß ist wie die Ge-
samtemissionen Deutschlands. Aber es ging 
ja nicht um objektive Abwägungen, sonst hät-
te man den Beschluss nicht von Gabriele Britz 
entwerfen lassen, die mit einem Politiker der 
Partei Die Grünen verheiratet ist. Dass der vor-
sitzende Richter Stephan Harbarth bis zu seiner 
Berufung ans Verfassungsgericht über keinerlei 

Erfahrung als Richter verfügte, sondern Mitglied 
des CDU-Bundesvorstands und stellvertreten-
der Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion unter Angela Merkel war, ist sicher nur 
Zufall. Ebenso, dass er in der Kanzlei Shearman 
& Sterling Miteigentümer war, in der Cum-Ex, der 
größte Steuerbetrug der deutschen Geschichte, 
zur juristischen Reife gebracht wurde.

WENN FREIHEITSRECHTE UNTER  
KLIMAVORBEHALT STEHEN

Wörtlich heißt es im Beschluss: „Geht das … 
CO2-Budget zur Neige, dürfen Verhaltenswei-
sen, die direkt oder indirekt mit CO2-Emissionen 
verbunden sind, nur noch zugelassen werden, 
soweit sich die entsprechenden Grundrechte in 
der Abwägung mit dem Klimaschutz durchset-
zen können. Dabei nimmt das relative Gewicht 
der Freiheitsbetätigung bei fortschreitendem 
Klimawandel ... immer weiter ab.“ Und weiter: 
„Auf der Grundlage der Zahlen des IPCC hat der 
Sachverständigenrat für das Ziel, den Anstieg 
der mittleren Erdtemperatur ... auf 1,75 °C zu 
begrenzen, ein ab 2020 verbleibendes konkre-
tes nationales Restbudget von 6,7 Gigatonnen 
[CO2] ermittelt.“ Dieses Restbudget ist bereits 
zur Hälfte aufgebraucht und voraussichtlich 
2032 vollständig.

Welche „Freiheitsbetätigung“ wird dann noch 
möglich sein? Autofahren, in den Urlaub fliegen, 
Fleisch essen und mit Gas oder Öl heizen sicher 
nicht, falls nicht vorher wesentliche Gesetze 
geändert werden, wozu die seit 2021 beteilig-
ten Regierungsparteien aber nicht willens sind, 
sonst hätten sie es längst gemacht. Im Gegen-
teil: Sie haben nach dem Beschluss die CO2-
ärmsten Stromerzeuger, bestehende Kernkraft-
werke, mutwillig zerstört. Die EU-Kommission 
und viele andere haben das als „strategischen 
Fehler“ bezeichnet. Kanzler Merz hält dieses 
Element der laut Wall Street Journal „dümmsten 
Energiepolitik der Welt“ für unumkehrbar. Das 
ist natürlich genauso gelogen wie viele seiner 
Wahlversprechen.

IPCC-ZAHLEN, KLIMAMODELLE  
UND POLITISCHE ENTSCHEIDUNGEN

Kommen wir zurück zum Klimabeschluss und 
dessen Basis, den „Zahlen des IPCC“, des Inter-
governmental Panel on Climate Change, vulgo 
„Weltklimarat“. Im damals vorliegenden Bericht 
des IPCC von 2013 heißt es sinngemäß: „Eine 
Verdoppelung des CO2-Gehalts führt mit 85 % 
Wahrscheinlichkeit zu einer Temperaturerhö-
hung zwischen 1 °C und 6 °C.“ Diese Spanne 
zwischen 1 und 6 Grad Celsius ist ein Einge-
ständnis des Nichtwissens. In der Fußzeile dazu 
steht sogar sinngemäß, dass die Klimamodel-
le mit den Messungen nicht übereinstimmen. 
Auf keinem anderen Wissenschaftsgebiet wür-
de man so ein Ergebnis und so eine Institution 
ernst nehmen; es würde bestenfalls für Witze im 
Kabarett taugen. 

Aber es geht eben nicht um Wissenschaft, 
sondern um Klimaideologie, und deshalb wird 
ein ausgewürfelter Wert genommen als Basis 
für das Pariser Klimaabkommen, den Green 
Deal der EU, den Klimabeschluss und damit die 
zerstörerische Energiepolitik, der nicht nur die 
günstige und sichere Stromversorgung, sondern 
ganze Industriezweige, zuverlässige Heizungen 
und die Landwirtschaft zum Opfer fallen.

KLIMALOBBYISTEN, GOLFSTROM  
UND EIN BITTERES FAZIT

Kabarettwürdig sind auch manche kontra-
faktischen Äußerungen der Klimalobbyisten, 
allen voran der medienaffine Stefan Rahmstorf. 
Er ist Direktor am PIK, geht aggressiv gegen 
Journalisten vor, die nicht an die Klimareligion 
glauben, und wurde dafür zu Recht im Jahr 2011 
verurteilt. Am 25.11.2022 twitterte er: „Ohne 
menschlichen Einfluss hätten wir bis zum Be-
ginn der nächsten Eiszeit in 50.000 Jahren ein 
stabiles Klima genießen können.“ Damit leugnet 
Rahmstorf den natürlichen Klimawandel und die 
Tatsache, dass bisherige Zwischeneiszeiten nur 
etwa 10.000 bis 30.000 Jahre dauerten.

Am 14.01.2025 schrieb er auf X, dass die Ab-
wärme thermischer Kraftwerke bald ein rele-
vantes Erwärmungsproblem würde. Mit Mittel-
stufenmathematik kann man ausrechnen, dass 
die Wärme der Sonne zehntausendfach größer 

ist und selbst die Schwankungen der Sonnen-
einstrahlung innerhalb des elfjährigen Sonnen-
zyklus zehnfach größer sind. Es handelt sich 
also um reine Propaganda oder Unfähigkeit von 
Rahmstorf und Erklärbär Harald Lesch, der den 
gleichen Unsinn bei der Vorstellung seines Kli-
makoffers für die Schulen verbreitet hat. Bei die-
ser Veranstaltung hat er innerhalb einer Stunde 
rund dreißig Falschbehauptungen aufgestellt, 
die für Indoktrination statt Information sorgen.

Berühmt-berüchtigt ist Rahmstorf vor allem 
für sein Lieblingsthema Golfstrom, von dem er 
seit Jahrzehnten behauptet, dass er wegen des 
Klimawandels versiegen wird. Letztlich sagt er 
damit: „Es wird kälter, weil es wärmer wird“, was 
jedem mit einem Rest gesunden Menschenver-
standes lächerlich vorkommt. Der humorlose 
Rahmstorf wird auch für diese abstruse Theorie 
keinen Comedy-Preis bekommen.

Fazit: Vertrauen Sie keinen abhängigen Wis-
senschaftlern in Klimafragen. Und wie Ben 
Bradlee sagte, der Chefredakteur der Washing-
ton Post während der Watergate-Affäre: „Glau-
ben Sie nie etwas, was Ihre Regierung sagt“, 
denn sie will nur Ihr Bestes: Ihr Geld und Ihre 
Freiheit.

Anm.d.Red.: Zum Online-Beitrag incl. 
Quellen: ktrm.short.gy/q59 k 

Mehr Tote durch Kälte als durch Hitze in allen Erdteilen  
– The Lancet cutt.ly/1 tKssL89

Bild: Redaktion
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DER NEUE MAJESTÄTSBELEIDIGUNGSSTAAT

DIE PERFEKTE STEILVORLAGE Oder: Warum der Fall Fernandes/
Ulmen für die Freunde der Klarnamenpflicht wie ein Sechser im politischen Lotto wirkt

EIN BEITRAG VON DIRK HÜTHER

Kennen Sie das? Da leitet jemand eine Bemer-
kung oder eine Äußerung mit den Worten ein: „Ich 
bin ja kein Verschwörungstheoretiker, aber…“? Oder 
es gibt den Satz auch in der Form „Ich bin ja kein 
Rechter...“. Mitunter auch in der Form, dass statt 
„Rechter“ gleich „Nazi“ verwendet wird. Sie können 
das Wort am Ende des Halbsatzes auch gegen alles 
Mögliche andere austauschen: Coronaleugner, Pu-
tin-Versteher etc. Und? Sagen Sie den Satz selbst 
auch gerne? Genau dieser Satz ist ein ziemliches 
Problem, und ich sage Ihnen jetzt, warum.

RECHTFERTIGUNGEN MACHEN ES MEISTENS 
SCHLIMMER

Wir beginnen damit, dass generell Rechtferti-
gungen ein Problem sind und den Rechtfertiger 
meist schlecht aussehen lassen. Lassen Sie ein-
fach das Rechtfertigen. Rechtfertigungen sind oh-
nehin gar nicht für die anderen, sondern für einen 
selbst. Wer sich rechtfertigt, verstärkt das, was er 
vermeiden will. Mit einer Rechtfertigung werfen 
Sie das Scheinwerferlicht genau auf das, was Sie 
durch die Rechtfertigung ausschließen wollen.

Lassen Sie das „aber“. Wenn Sie „aber“ sagen, 
war alles, was Sie vor dem „aber“ gesagt haben, 
eine glatte Lüge. „Ich will Ihnen ja keine Vorwürfe 

machen, ABER wieso kommen Sie so spät?“ Das 
ist ein massiver Vorwurf, und der Halbsatz am 
Anfang macht ihn nicht besser. Im Gegenteil, das 
„aber“ entlarvt den einleitenden Halbsatz als glat-
te Lüge. Wer sagt „Ich bin ja kein Verschwörungs-
theoretiker, aber ...“, entlarvt halt eben den einlei-
tenden Satz als Lüge. Und was bleibt hängen?

DAS GEHIRN KENNT KEINE VERNEINUNG

Das Gehirn kennt kein „nicht“, „kein“ oder an-
dere Verneinungen. Unser Hirn arbeitet in Bildern. 
Jetzt machen Sie mal ein Bild von „nicht“ oder 
„kein“. Sie kennen das Spielchen von „Denken 
Sie jetzt in den nächsten 15 Sekunden auf kei-
nen Fall an einen rosa Elefanten“. Schwupps, 
schon haben Sie das Ding im Kopf. Wer sich 
für clever hält, denkt dann an einen blauen Ele-
fanten. Aber er denkt an einen Elefanten.

Im Alltag können Sie das häufig beobachten, 
dass Empfänger von Botschaften ein gesproche-
nes „nicht“ oder „kein“ sogar gänzlich überhören. 
Wenn Sie zu jemandem sagen „Ich bin kein Ver-
schwörungstheoretiker“ — oder welches Wort Sie 
an dieser Stelle verwenden wollen —, entsteht bei 
Ihrem Gegenüber genau das Bild von dem, was Sie 
ja nicht wollen. Denken Sie dran: Das Gehirn kann 
keine Verneinung, weil es für Verneinungen kein 
Bild gibt. Sie müssen dazu zu einer Hilfskonstruk-

tion greifen und in Gedanken einen großen Strich 
durch das Bild machen. Und was haben Sie dann? 
Eben — das Bild von dem im Kopf, was Sie nicht 
haben wollen. Also lassen Sie das mit der voraus-
geschickten Relativierung. Sie bringt das Gegen-
teil von dem, was Sie gerne hätten.

            WER DIE  
          BEGRIFFE  

ÜBERNIMMT,  
ÜBERNIMMT 

DAS FRAMING

Und wie so oft kommt das Beste zum 
Schluss, und das ist gleichzeitig das Tra-
gischste daran: Wenn Sie sagen „Ich bin ja 
kein Verschwörungstheoretiker ...“ oder „Ich 

bin ja kein Rechter...“, haben Sie das Narra-
tiv und vor allem das Framing der anderen Seite 
vollends geschluckt und akzeptiert. Wer sagt „Ich 
bin ja kein Verschwörungstheoretiker, aber...“, be-
nutzt das Wort „Verschwörungstheoretiker“ — ein 
Kunstwort, erfunden und verbreitet von der CIA, 
um im Zuge des Mordes an John F. Kennedy die 
Kritiker mundtot zu machen oder öffentlich zu dis-
kreditieren.

Seit der Zeit wird dieses Wort von Mainstream, 
Establishment oder einfach nur den Wegbereitern 
des herrschenden Systems als Framing genutzt, 

egal ob das Thema 9/11, die Mondlandung, das 
Corona-Narrativ oder der Pädo-Sumpf ist. So-
lange Sie diese Worte in dem Kontext benutzen, 
sagen Sie zu sich selbst und allen, die es hören: 
„Ja, ich habe das Narrativ von den Rechten, den 
Verschwörungstheoretikern etc. vollends ge-
schluckt und akzeptiert, und jetzt wehre ich mich 
dagegen, dass es auf mich angewendet wird.“ Ist 
das nicht albern?

Lernen Sie, selbstbewusst mit solchen Begrif-
fen umzugehen und sie liebevoll zu umarmen. 
Das hilft Ihnen selbst am meisten und ärgert die, 
die Ihnen solche Worte an den Kopf werfen, am 
meisten. Wir sind keine Verschwörungstheoreti-
ker, sondern Verschwörungssachverständige. Wir 
sind keine Schwurbler, sondern Edelschwurbler. 
Wenn Sie Ihr Gegenüber im Fall von „Rechten“ 
oder „Nazi“ maximal verwirren wollen, hilft ein 
„Ich bin ein linksoffener, rechter Verschwörungs-
kritiker“. 

Ach ja, einen habe ich noch: „Alter, weißer 
Mann“ heißt ab jetzt für uns alle: „Längergelebt-
habender einer ethnischen Minderheit“. 

Bestehen Sie darauf und schauen Sie dem 
anderen ins Gesicht. Ein Genuss! 

Zum Onlinebeitrag: ktrm.short.gy/tjjE 

Willkommen in der Bundesrepublik 2025: Das 
Land zerbröselt, Grenzen sind Deko, Messer 
tanzen auf der Straße, die Wirtschaft röchelt, 
Strom wird Luxus und Wohnen zum Lotteriege-
winn. Aber die Republik mobilisiert ihre letzten 
Kraftreserven für die wirklich wichtige Frage: 
Darf man einen grünen Bundestagsabgeord-
neten einen „Lappen“ nennen? Vier Stunden 
Verhandlung. Steuerfinanzierte Juristen drehen 
jedes Wort wie einen kostbaren Diamanten. Am 
Ende steht der tiefe rechtsstaatliche Erkenntnis: 
Der Bürger hat offenbar weniger Recht auf raue 
Sprache als der Abgeordnete auf seelische Un-
versehrtheit. Prioritäten, Leute. Respekt.

Der eigentliche Skandal ist nicht das Wort 
„Lappen“. Der Skandal ist die groteske Aufla-
dung. Als wäre ein Allerweltsspott das Äquiva-
lent zum Sturm auf den Reichstag. Während das 
Land reale Probleme hat, behandelt der Staat 
politische Polemik wie eine Gefährdungslage für 
die Demokratie. Der Bürger soll Steuererhöhun-
gen, Bevormundung, offene Grenzen, marode 

Infrastruktur und moralische Dauerbelehrung 
klaglos ertragen – aber wehe, ein Mandatsträ-
ger bekommt einen verbalen Nasenstüber. Dann 
bricht das Porzellan.

Genau hier wird § 188 StGB zum politischen 
Instrument. Ursprünglich als Schutz der demo-
kratischen Willensbildung verkauft, dient er in-
zwischen vor allem als Schild für jene, die ohnehin 
schon Bühne, Budget, Pressestelle und Staatsan-
waltschaft auf ihrer Seite haben. Wer Macht hat, 
bekommt zusätzlich Opferstatus. Wer keine hat, 
bekommt den Strafbefehl. Das ist die perverse 
Umkehrung: Der Mächtige sollte mehr aushalten 
als der Ohnmächtige – nicht umgekehrt.

Wer ständig von oben herab belehrt, diffa-
miert, umerzieht und sich fürstlich aus Steuer-
geldern bedient, darf nicht beim ersten ruppi-
gen Echo nach dem Staatsanwalt schreien. Wer 
austeilt wie ein Presslufthammer, sollte nicht 
jammern wie ein Feuilleton-Praktikant mit Sen-
sibilitätsstörung.

Besonders bizarr: Im Zivilrecht zwischen Bür-
gern gilt offenbar mehr Robustheit als im Straf-
recht, wo der übermächtige Staat gegen den 
Einzelnen antritt. Das schärfste Schwert des 
Staates wird also nicht gegen echte Kriminali-
tät, sondern gegen freche Bürgerworte gezückt. 
Das ist keine Rechtsstaatlichkeit mehr, das ist 
die Infantilisierung der politischen Auseinan-
dersetzung.

Und dann die Doppelmoral, die zum Himmel 
stinkt. Alice Weidel darf man ungestraft als „N*zi-
Schl*mpe“ bezeichnen – das gilt als mutige Hal-
tung. Janosch Dahmen einen „Lappen“ zu nennen, 
gefährdet plötzlich den Rechtsfrieden. Gleiches 
Recht für alle? Nur bei passendem Parteibuch.

Das Signal an den Bürger ist eindeutig: Be-
stimmte Politiker genießen eine sprachliche 
Bannmeile. Kritik ja, aber bitte geschniegelt, 
gebügelt, folgenlos und mit Triggerwarnung. 
Politische Sprache soll kein Kurkonzert sein – 
sie war immer rau, spöttisch, überzeichnet. Wer 

das nicht erträgt, ist für den Job im Parlament 
schlicht falsch verkabelt. Ein Parlament ist keine 
Selbsthilfegruppe für gekränkte Egos.

Wenn der Staat beginnt, scharfen Spott als 
strafwürdiges Delikt zu behandeln, während er 
bei echten Verheerungen demonstrative Gelas-
senheit übt, hat er jedes Maß verloren. Nicht der 
Ton des Bürgers ist das Problem. Das Problem 
ist ein dünnhäutiger Funktionärsstaat, der sei-
ne verbliebene Härte lieber gegen freche Unter-
tanen richtet als gegen die Missstände, die er 
selbst mit verursacht hat.

Eine Demokratie, die ihre Bürger für das Wort 
„Lappen“ kriminalisiert, während sie beim ech-
ten Niedergang zuschaut, hat nicht die Bürger, 
sondern sich selbst als größte Gefahr enttarnt.

Anm.d.Red.: Zur Langfassung des  
satirischen Gastbeitrags von M. Maler 

hier entlang: ktrm.short.gy/xLDR 

EIN GASTBEITRAG VON M. MALER

Nehmen wir einmal einen Schritt Abstand von 
der moralischen Nebelmaschine und schauen auf 
die eigentliche Pointe dieses Falls: Kaum wird ein 
prominenter, aufgeladener und medial verwertba-
rer Fall öffentlich, steht schon wieder die gute alte 
Klarnamen- und ID-Pflicht im Türrahmen.

Eine gewisse Collien Fernandes erhebt schwe-
re Vorwürfe gegen ihren Ex Christian Ulmen. Für 
diesen gilt bisweilen die Unschuldsvermutung. 
Das ist die juristisch saubere Ebene. Die poli-
tisch-mediale Ebene funktioniert etwas rusti-
kaler: Dort genügt ein schockierendes Narrativ, 
und schon wird aus einem individuell-komple-
xen Fall die Steilvorlage für den nächsten Angriff 
auf anonyme oder pseudonyme Netzkommuni-
kation. 

Und genau an dieser Stelle wird es unerquick-
lich. Denn in der WDR-Sendung „Kölner Treff“ 
erklärte eine Frau Fernandes pathetisch, was 
nun endlich folgen solle:

„Also es ist schon echt alles ganz schön 
krass und deswegen bin ich auch für eine Iden-
tifikationspflicht im Netz. Das wäre dann ja gar 
nicht passiert, wenn es die gäbe.“

Die Botschaft ist also klar: Horrorfall gleich 
Identifizierungspflicht. Trauma gleich Ausweis-
pflicht. Schock gleich Kontrollinfrastruktur. Be-
quemer kann man Freiheitsabbau inzwischen 
kaum noch emotional verpacken. 

Denn natürlich, das kennt man: Wenn irgend-
wo ein Verbrechen geschieht, ist nie der Täter 

das Hauptproblem, sondern immer zuerst die 
Freiheit der Unbeteiligten. Ein Mann miss-
braucht digitale Mittel? Dann muss der ganze 
Rest der Bevölkerung künftig mit digitalem Na-
mensschild durchs Netz laufen. Weil ja jeder 
weiß: Der pathologische Täter lässt sich zuver-
lässig dadurch stoppen, dass Rentner, Journa-
listen, Dissidenten, Whistleblower, Stalking-Op-
fer und politisch Unbequeme künftig nur noch 
unter Klarnamen sprechen dürfen. Welch genia-
ler Schlag gegen das Böse.

Und die Politik steht längst bereit. Merz for-
derte im Februar 2026, er wolle „Klarnamen im 
Internet sehen“ und wissen, „wer sich da zu 
Wort meldet“. Endlich Klarheit: Nicht die Straf-

verfolgung muss besser werden, nicht schnel-
lere Löschung klar rechtswidriger Inhalte, nicht 
Medienkompetenz wird gefordert. Nein, das 
Problem ist, dass der Bürger noch zu frei spre-
chen und online kommunizieren kann.

Wer profitiert also von dieser Erzählung? Zu-
nächst die Politik. Sie kann mit ernster Mine 
Handlungsfähigkeit simulieren, ohne die müh-
same Detailarbeit zu leisten, die echte Täterver-
folgung bedeuten würde. Dann die Plattformen: 
Verifizierte Nutzer sind verwaltungstechnisch 
bequemer, regulatorisch sauberer und kommer-
ziell oft noch wertvoller. Und schließlich profitie-
ren all jene, die von digitalen Identitätslösungen, 
Zugangsschleusen, Altersverifikation und im-
mer tieferer Nutzererfassung leben. Je emotio-
naler der Anlass, desto geringer der Widerstand. 
Aus „nur für schlimme Fälle“ wird dann ganz 
rasch „nur für sensible Bereiche“, danach „nur 
für ganz große Plattformen“ und irgendwann 
„eigentlich für alles“. 

Die Leute, die sich mit Freiheitsrechten, De-
mokratie und digitaler Gewalt tatsächlich be-
schäftigen, warnen vor genau dieser Nummer. 
Netzpolitik.org nennt die Klarnamenpflicht ein 
autoritäres Instrument und warnt davor, dass 
sie die Falschen trifft. Die UN-Sonderberichter-
stattung zu Meinungsfreiheit betont seit Jahren 
die Schutzfunktion von Anonymität und Ver-
schlüsselung. Selbst Bundesjustizministerin 
Stefanie Hubig lehnt (zumindest derzeit noch) 
eine staatlich verordnete Klarnamenpflicht ab 
und verweist auf nachvollziehbare Gründe, wa-
rum Menschen anonym oder unter Pseudonym 
sprechen wollen. Anders gesagt: Nicht nur „an-
onyme Trolle“ sind gegen die Klarnamenpflicht, 

sondern auch Bürgerrechtler, Menschenrechtler 
und Teile der Regierung.

Und warum? Weil die Realität der Propaganda 
widerspricht. Klarnamen schützen nicht auto-
matisch Frauen. Klarnamen stoppen keine pro-
fessionellen Täter. Klarnamen verhindern keine 
Deepfake-Produktion im Ausland. Klarnamen 
machen vor allem eines: sie erhöhen die Hür-
de für legale, aber unbequeme Rede. Sie treffen 
jene, die Schutz brauchen, nicht jene, die sich 
mühelos neue Wege suchen. Forschung und 
Analysen zu Real-Name-Modellen warnen seit 
Jahren vor genau diesen Nebenwirkungen. 

Der Fall Fernandes/Ulmen „riecht nach Insze-
nierung“. Dafür gibt es derzeit zwar noch keinen 
Beleg, und alles andere zu behaupten wäre un-
seriös. Aber der Fall zeigt in Reinform, wie ein 
emotionaler Promi-Schock politisch funktional 
gemacht wird. 

Das ist womöglich die wahre Lehre: Der Staat 
muss das Problem gar nicht selbst schaffen. 
Es reicht völlig, keinen aufgeladenen Einzelfall 
ungenutzt verstreichen zu lassen. Erst kommt 
das Pathos, dann die Panik, dann die Pflicht zur 
Identifizierung. Und am Ende soll der Bürger 
auch noch dankbar dafür sein, dass ihm über-
all und immer staatliches Doxing droht. Wie für-
sorglich. Wie modern. Wie erstaunlich praktisch 
für alle, die schon lange wissen wollen, wer es 
noch wagt, seine eigene unbequeme Meinung in 
Wort, Schrift oder als Video zu artikulieren.

Zum Online-Beitrag (abrufbar noch 
OHNE Klarnamenpflicht ;-)  

ktrm.short.gy/Ft8r

„ICH BIN KEIN VERSCHWÖRUNGSTHEORETIKER, ABER…“
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An die Verteiler

Liebe Verteiler der Zeitung „KLARTEXT“. 
Bitte beachtet, wenn Ihr die Zeitungen in 
Briefkästen werft, die Aufkleber auf den 
Briefkästen. Dabei gilt folgendes:
Briefkästen ohne Hinweisaufkleber: Dort 
dürft Ihr die Zeitung ohne Probleme ein-
werfen. Briefkästen mit Hinweisaufkleber 
„Keine Werbung einwerfen“: Auch hier dürft 
Ihr gerne die Zeitung einwerfen, weil unse-
re Zeitung keine Werbung ist. Nur wenn auf 
den Briefkästen steht „Bitte keine Werbung 
und keine Zeitungen/redaktionellen Pro-
dukte einwerfen“, dann werft die Zeitung 
dort bitte nicht ein. 

Danke!

                 

Leser haben uns darauf hin-
gewiesen, dass die Wind-
rad-Größenverhältnisse auf 
der letzten Titelseite nicht 
mit den auf dem „Winter-
stein“ geplanten Anlagen 
übereinstimmen. Das wurde 
im gesamten Beitrag auch an 
keiner einzigen Stelle so be-
hauptet! Dennoch haben wir 
online eine „Richtigstellung“ 
verfasst, die es in sich hat. 
Es ist nämlich am Winter- 
stein noch viel schlimmer als 
dargestellt!   
 Hier lesen:  
 ktrm.short.gy/Xvf8

R I C H T I G S T E L LU N G  
zum Artikel "End of Landschaft -  

Windkraftmonster zerstören Wälder"

AUF DER 
RICHTIGEN 
SEITE

ANTIISRAELISCH IST NICHT GLEICH 
ANTISEMITISCH

KURZBEITRAG VON THOMAS T., FRANKFURT

Fast jeder Mensch ist davon überzeugt, bei 
wichtigen Fragen auf der richtigen Seite zu ste-
hen. Genau darin liegt das Problem. Wer sicher 
ist, „den Durchblick“ zu haben, wundert sich 
zwangsläufig über alle, die dieselben Dinge völ-
lig anders sehen.

Die einen fragen sich, warum trotz offensicht-
licher Fehlentwicklungen noch immer an be-
stimmten politischen, gesellschaftlichen oder 
medialen Erzählungen festgehalten wird. Die 
anderen empören sich darüber, wie man sich 
Fortschritt, Klimaschutz, Migration oder ge-
sellschaftlicher Vielfalt überhaupt widersetzen 
kann. Beide Seiten halten sich für gut informiert. 
Beide vertrauen ihren Quellen. Beide glauben, 
vernünftig, anständig und verantwortungsvoll 
zu handeln.

Vielleicht verbindet diese Lager jedoch mehr, 
als ihnen bewusst ist. Hinter vielen Auseinan-
dersetzungen steckt eine tiefe Angst: die Angst, 
eines Tages feststellen zu müssen, auf der fal-
schen Seite der Geschichte gestanden zu ha-
ben. Gerade in Deutschland wiegt diese Sorge 
schwer. Niemand möchte sich später vorwerfen 
lassen müssen, offensichtliche Fehlentwicklun-
gen übersehen, falschen Versprechungen ge-
glaubt oder aus Bequemlichkeit geschwiegen 
zu haben.

Diese Angst macht Menschen anfällig für mo-
ralischen Druck. Wer fürchtet, als unmenschlich, 
rückständig oder gar als „N*zi“ abgestempelt 
zu werden, passt sich eher an oder schweigt. 
Zugleich verurteilt er andere umso härter, um 
sich selbst auf der sicheren Seite zu wissen. So 
wächst die Spaltung.

Doch vielleicht wäre schon viel gewonnen, 
wenn man sich eine einfache Möglichkeit offen-
hielte: dass der andere nicht aus Bosheit irrt, 
sondern aus Sorge handelt. Während der Co-
rona-Zeit wurde für viele genau das in persön-
lichen Gesprächen sichtbar. Hinter Streit und 
Vorwürfen stand oft nichts anderes als Angst.

Wenn man das erkennt, wird Verständigung 
wieder möglich. Nicht immer. Aber manchmal. 
Und manchmal reicht genau das schon aus, um 
den ersten Schritt aus der Spaltung heraus zu 
tun.

Anm.d.Red.: Die Langfassung des 
Beitrags hier lesen:  

https://ktrm.short.gy/9Zud 

EIN GASTBEITRAG VON DR. JOSEF THOMA

In der Nacht zum 10. April 2026 wurde in Mün-
chen ein Anschlag auf ein israelisches Restau-
rant verübt. Personen kamen nicht zu Schaden. 
Immerhin waren zwei Löcher im Asphalt sowie 
mehrere Glasscherben aus geborstenen Fens-
tern zu beklagen.

Die Rauchschwaden hatten sich kaum verzo-
gen, als die Mainstream-Medien den für solche 
Fälle stets griffbereiten Empörungsmodus aus 
der 2. Schublade rechts in der dritten Reihe von 
unten zogen und ihr gesammeltes Nichtwissen 
zum Besten gaben: Ein feiger Anschlag sei es 
gewesen, aus antisemitischer Gesinnung her-
aus verübt. Die Süddeutsche Zeitung widmete 
der Kundgebung am Tatort breitesten Raum: Die 
Teilnehmerzahlen schwanken noch zwischen 
wenig und viel, sicher aber ist die Teilnahme der 
Omas gegen Rechts, von Vertretern der Gewerk-
schaft ver.di und natürlich von Politikern ebenso 
wie Politikerinnen fast aller Couleur, wie es hin-
tersinnig heißt. Erinnerungen an den 9. Novem-
ber 1938 wurden allenthalben beschworen.

Falls Sie, liebe Leser, nicht wissen sollten, 
was an diesem Tag, dem 9. November 1938, ge-
schah, so seien Sie daran erinnert, dass sich an 
diesem Tage nicht etwa der fortgesetzte israeli-
sche Völkermord an den Menschen in Gaza und 
auch nicht die Ermordung von 170 iranischen 
Schulmädchen während der israelisch-ameri-
kanischen Luftangriffe und schon gar nicht der 
Tod von mehr als 300 Menschen jährt, die jüngst 

bei den wahllosen israelischen Bombardements 
im Libanon ausgelöscht wurden. Nein – am 9. 
November gedenken wir alljährlich der soge-
nannten Reichskristallnacht, des Beginns der 
Judenpogrome und letztlich des Holocaust in 
Nazideutschland.

Feige – ja, das war er, der Anschlag auf das 
israelische Restaurant in München, und durch 
nichts, aber auch gar nichts zu rechtfertigen. 
Mögen die Täter die ganze Härte des Rechts-
staates treffen, wenn sie denn gefasst werden.

Aber antisemitisch war dieser Anschlag erst 
dann, wenn dies einwandfrei nachgewiesen ist. 
Nachgewiesen ist aber jetzt schon, wie leichtfer-
tig, wie leichtsinnig und wie von durchsichtigen 
politischen Motiven geleitet der Begriff des „Anti-
semitismus“ hierzulande oft missbraucht wird.

Wäre etwa die Wirtsstube des bayerischen 
Restaurantbesitzers um die Ecke verwüstet wor-
den, so käme selbst die fanatischste „Oma ge-
gen Rechts“ kaum auf die Idee, es handele sich 
hier um einen antiklerikalen, katholikenfeindli-
chen Anschlag, nur weil der Restaurantbetreiber 
katholisch getauft ist. Der Vertreter des Heili-
gen Stuhls hätte sicher keinen Anlass zu einer 
päpstlichen Solidaritätskundgebung am Tatort 
gesehen; die einzige Kundgebung wären ver-
mutlich ein paar Touristen gewesen, die sich in 
der begründeten Hoffnung, einige Maßkrüge ab-
stauben zu können, durch die Trümmer wühlen.

Viel wahrscheinlicher ist dagegen ein antiis-
raelisches Motiv.

Wahrscheinlicher deshalb, weil sich die Gräu-
eltaten, Morde, Verwüstungen, unprovozier-
ten Überfälle und andere wohldokumentierte 
Kriegsverbrechen der israelischen Regierung, 
angeführt von einem international gesuchten 
Kriegsverbrecher, unter Billigung von, so sagen 
Experten, fast 90 Prozent der israelischen Be-
völkerung, tagtäglich aufs Neue wiederholen 
und jedes Bemühen um Frieden konterkarieren.

Das macht die Münchener Tat zwar nicht we-
niger verwerflich; aber per se antisemitisch ist 
ein Anschlag auf ein israelisches Restaurant 
ebenso wenig, wie die Verwüstung der nieder-
bayerischen Kneipe eines zufällig katholischen 
Betreibers antipäpstlich ist: Der jüdische Glau-
be, gegen dessen Angehörige der Antisemitis-
mus sein hässliches Haupt erhebt, hat mit dem 
von den Repräsentanten des Staates Israel ver-
übten Sengen und Morden nichts, aber auch gar 
nichts zu tun. Die jüngsten Kriegsverbrechen Is-
raels geschehen eben nicht in Befolgung mosa-
ischen Glaubens, lassen sich aus diesem auch 
nicht begründen. Wer dies in Rechtfertigung sei-
ner Kriegsverbrechen dennoch versucht, zeigt, 
dass er diese jahrtausendealte und wahrhaft 
ehrwürdige Religion nie wirklich begriffen hat.

Ziehen wir ein Fazit: Antiisraelisch ist nicht 
antisemitisch!

Der inflationäre Gebrauch des Begriffs anti-
semitisch wird den Leiden der Opfer des Holo-
caust nicht gerecht.

Und was das Gefährlichste ist: Die fortge-
setzten Verbrechen der israelischen Regierung 
an unschuldigen Zivilisten, ihre kriegslüsternen 
Phantasien von einem Groß-Israel auf Kosten 
anderer Zivilisationen ebenso wie die unglück-
licherweise breite Unterstützung dieser Verbre-
chen durch einen beträchtlichen Teil der israe-
lischen Bevölkerung sind mehr als alles andere 
geeignet, einen neuen Antisemitismus zu schü-
ren.

Und gerade in dieser Befürchtung mögen sich 
dann durchaus die Sorgen der Omas gegen 
Rechts, von Charlotte Knobloch und allen ge-
schichtsbewussten Zeitgenossen treffen. Näm-
lich: Wehret den Anfängen! 

Zum Online-Text und -Video:  
ktrm.short.gy/jO0M 

DAS ALLERLETZTE: 
„HI, ICH BIN VON DER REGIERUNG 
UND KOMME, UM EUCH ZU HELFEN!“

Meine lieben Freunde in Deutschland – hier 
spricht der Geist von Ronald Reagan, direkt aus 
dem großen Jenseits, wo die Steuern niedrig 
und die Freiheit hoch sind.

Ich hab‘ mir gerade eure neueste „Notfallre-
form“ angeschaut, die das Bundeskabinett am 
22. April 2026 beschlossen hat. Und wisst ihr 
was? Ich musste lachen – nicht weil’s lustig ist, 
sondern weil’s so vertraut ist.

Die Regierung sagt: „Wir schaffen ein ver-
netztes, digitales, standardisiertes Notfallver-
sorgungssystem!“ Mit integrierten Notfallzen-
tren (INZ), geteilter 116117-Nummer, einem 
neuen „Fachgremium medizinische Notfallret-
tung“, 225 Millionen Euro aus dem „Sonderver-
mögen für Digitalisierung“, Erste-Helfer-Apps, 
Defibrillator-Registern und einem Haufen neuer 
Verträge, Steuerungen und „bedarfsgerechter“ 
Patientenlenkung. Eure vollkommen unfähige 
CDU-Ministerin Nina Warken nennt es den „drit-
ten Anlauf“ – als wäre das ein Kompliment!

Kurz gesagt: Die Regierung hat ein Problem 
geschaffen – und präsentiert sich jetzt als Ret-
ter mit einer bitteren Lösung. Das ist genau der 
Satz, vor dem ich immer gewarnt habe: „Hi, ich 
bin von der Regierung und komme, um euch zu 
helfen!“

In Kalifornien habe ich einen drohenden Ban-
krott in Stabilität verwandelt – nicht indem ich 
neue Komitees, neue Zentren und neue Schul-
denmilliarden geschaffen und die Kosten der 
nächsten Generation aufgelastet habe, sondern 
indem ich Ausgaben gekürzt, Regulierungen ge-
lockert und den Menschen ihren eigenen Geld-
beutel zurückgegeben habe. Weil der Staat nicht 
die Lösung ist, meine Freunde. Der Staat ist der 
Ausgangspunkt aller Probleme!

Eure Notfallversorgung ist überlastet? Die 
Notaufnahmen quellen über? Die Rettungs-
dienste fahren sinnlos durch die Gegend? Dann 
fragt euch mal nicht, warum das gerade jetzt 

so ist. Fragt euch erst mal, wer jahrzehntelang 
alles reguliert, subventioniert, zentral gesteuert, 
mit Bürokratie, Verwaltungskram und Manage-
mentsystemen zugemüllt hat. Und jetzt kommt 
dieselbe Regierung und sagt: „Keine Sorge, wir 
bauen einfach noch mehr Netzwerke, noch 
mehr digitale Steuerung, noch ein Fachgremi-
um und eine digitale Vollkontrolle – dann wird 
alles gut!“

Das ist wie der Witz, den ich immer erzählt 
habe: „Wenn es sich bewegt, besteuern wir es. 
Wenn es sich weiter bewegt, regulieren wir es. 
Und wenn es aufhört sich zu bewegen, sub-
ventionieren wir es.“ Genau das passiert hier 
gerade wieder. Statt dem Markt, den Ärzten, den 
Krankenhäusern und den Bürgern selbst mehr 
Verantwortung und Freiheit zu geben, wird noch 
ein bisschen mehr Staat draufgepackt. Noch ein 
bisschen mehr „Lenkung“. Noch ein bisschen 
mehr „Standardisierung“. Noch ein bisschen 
mehr digitale Zwangsjacke. Und am Ende zahlt 
wieder der Steuerzahler – und der Patient war-
tet länger.

Ich sage euch als alter Freiheitskämpfer: Die 
beste Notfallversorgung entsteht nicht durch 
neue Gesetze aus Berlin oder Brüssel. Sie ent-
steht, wenn der Staat sich zurückzieht, die 
Menschen ihr eigenes Geld behalten, Ärzte und 
Krankenhäuser in einem gesunden Wettbewerb 
stehen und die Bürger selbst entscheiden dür-

fen, wo und wie sie Hilfe suchen.

Deshalb meine Botschaft an euch, die ihr 
selbstbestimmt und freiheitlich leben wollt:  
Lasst euch nicht einlullen von diesen „Hilfsplä-
nen“. Jede neue „Reform“ ist nur eine weitere 
Kette, die man euch als Rettungsring verkauft. 
Die Regierung schafft das Chaos – und verkauft 
euch dann die bittere Pille als Medizin.

Bleibt wachsam. Fordert (und lebt vor allen 
Dingen!) weniger Staat und mehr Freiheit. Und 
wenn wieder jemand sagt „Wir sind von der 
Regierung und wollen euch helfen“, dann ant-
wortet einfach, wie ich es immer getan habe: 
„Danke, wir kommen schon klar“. Und wenn sie 
nicht lockerlasen: DANN RENNT, IHR NARREN!

Euer Ronald Reagan – verbunden im Geiste 
der Freiheit

Anm.d.Red.: Hier der satirische 
Beitrag von Salvatore U. online zum 

Lesen, Lachen und Teilen:  
ktrm.short.gy/y2jU 

Bild: Redaktion

Bild: Redaktion

Bild: Redaktion
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Warum wir immer noch auf die Straße gehen
„Nie wird es mich reuen, der Wahrheit und 
dem Recht den Mund geliehen zu haben. 
Bringt mich nur durch rohe Gewalt zum 

Schweigen! Recht bleibt Recht!“
(Gustav Heinemann, 

ehemal. dt. Bundespräsident)

• Wir recherchieren und hinterfragen - seit   
fünf Jahren oder schon länger.
• Wir möchten ein demokratisches Leben 
in Frieden, Freiheit, Selbstbestimmung und 
Menschenwürde führen - und sind bereit, 
dafür aktiv zu werden.
• Wir bauen Netzwerke auf, um uns in 
Krisensituationen zu unterstützen.

Unsere Gesellschaft steht auf dem Kopf: Statt 
den Menschen dienen Politik und Wirtschaft 
immer mehr Großkonzernen und supranatio-
nalen Organisationen, welche Macht anhäufen 
und global oberhalb der Staaten agieren - Ge-
sundheit und Medizin werden zur Ware - Die 
Ungleichheit wird immer größer - Es werden 
Gesetze verabschiedet, welche die Demokratie 
aushöhlen und den Meinungskorridor immer 
mehr einengen - Wir erleben zu diversen The-
men (Kriegs-)Propaganda und Panikmache, die 
unsere Gesellschaft spaltet. Bitte recherchieren 
Sie selbst, z.B. bei www.richtig-informieren.de!

Wir fordern von der Politik:
• Eine gerechte Bewirtschaftung unserer 
Ressourcen für alle Menschen in Deutsch-
land, im Einklang mit Natur und Tierwelt, 
Menschlichkeit und Ehrlichkeit.
• Eine neutrale Berichterstattung zu ge-
währleisten, multiperspektivisch & investi-
gativ.
• Runde Tische in unseren Kommunen 
einzurichten zu den Themen gesellschaft-
liche Zukunftsgestaltung, regionale Zu-
sammenarbeit und Krisenprävention.
• Waffenlieferungen in Kriegsgebiete 
zu stoppen, Friedensgespräche einzufor-
dern, die Neutralität und Unabhängigkeit 
Deutschlands zu fördern, eine multilatera-
le Weltordnung gleichberechtigter Staaten 
zu unterstützen.
• Die Rücknahme der Gesetze, die unsere 
Demokratie untergraben und die Wieder-
herstellung der Rechtsstaatlichkeit.
• Die Aufarbeitung der Corona-Krise: Be-
endigung aller Maßnahmen, Offenlegung 
der Falschinformationen und der Impf-
schäden, Hilfe für Betroffene, Vollständige 
Rehabilitation von aufgrund Corona-Ge-
setzen Verurteilten. 

Sprechen Sie uns an bei den Spaziergängen!
Jeder ist willkommen!

Montagsspaziergänge in der Region
Frankfurt  18:00 Uhr Konstablerwache
Bad Dürkheim 18:30 Uhr Wurstmarkt vor dem Fass
Bad Homburg 18:00 Uhr Rathausvorplatz
Bad König 18:00 Uhr Bahnhof
Bad Kreuznach 19:00 Uhr Kornmarkt
Bensheim 18:00 Uhr Marktplatz
Bingen 19:00 Uhr Parkplatz Gerbhausstraße
Breuberg/Odw. 18:00 Uhr Rathaus Neustadt
Darmstadt 18:00 Uhr Lui / Neues Rathaus
Dieburg 18:00 Uhr Marktplatz
Fulda 18:00 Uhr Uniplatz
Griesheim 18:00 Uhr Rathausplatz
Groß-Gerau 18:00 Uhr Marktplatz
Groß-Umstadt 18:00 Uhr Marktplatz
(h monatlich)
Heidenh./Brenz  18:00 Uhr  Am Rathaus
Hockenheim  17:00 Uhr  Am Wasserturm 
Ingelheim 18:00 Uhr Neue Mitte
Kirchheimbolanden 18:00 Uhr Römerplatz
Koblenz  19.00 Uhr Richard-Wolke-Platz
Langen 18:00 Uhr  Bahnstr/Goethestr.
Mannheim 19:00 Uhr Paradeplatz/Kiosk
Marburg 18:00 Uhr Elisabeth-Blochmann-Platz
Meisenheim 19:00 Uhr Marktplatz
Nieder-Olm 18:00 Uhr Rathaus
Ober-Ramstadt 18:00 Uhr Rathaus
Rödermark 19:00 Uhr Urberach Galluskirche

 
Schwetzingen  18:30 Uhr  kleine Planken/Fußgängerz. 
Seeheim-Jug. 18:00 Uhr Rathaus Seeheim
Seligenstadt 18:30 Uhr Kapellenplatz
Tauberbischofsh. 18:00 Uhr Marktplatz
Viernheim 18:00 Uhr Rathausparkplatz/Apostelpl
Wetzlar 18:00 Uhr Parkplatz neues Rathaus
Worms 18:30 Uhr Lutherdenkmal

Dienstags:
Ortenberg 18:00 Uhr Marktplatz

Mittwochs: 
Lorsch 18:00 Uhr !!!Tabakbrunnen!!!
Oberursel  18:30 Uhr Park / Adenauerallee 
Roxheim 19:00 Uhr Friedhofsparkplatz 

Donnerstags:  
Frankfurt  15:00 Uhr  HR/Bertramswiese

Alle Angaben ausschließlich zu Informations-
zwecken. Verantwortlich sind die Bürger an Ort 
und Stelle. 

Wir sitzen alle im selben Boot - Nur gemeinsam 
und gut informiert meistern wir die kommenden 

Herausforderungen!

Sie möchten unsere Bürgerzeitung unterstützen?
Liebe Leserinnen und Leser,

  Danke, dass Sie die Bürgerzeitung KLARTEXT 
lesen! Dies ist bereits die 25. Ausgabe dieser 
Zeitung, und es macht uns allen großen Spaß, 
Teil dieser Entwicklung zu sein. Das ist nicht nur 
das Redaktions-Team, sondern all die anderen 
fleißigen Helfer, ohne die das Projekt nicht funk-
tionieren würde. Wenn Sie wissen wollen, nach 
welchen Werten wir zusammen arbeiten und 
wachsen dürfen, schauen sie sich doch online 
unser LEITBILD an: 

 
https://cutt.ly/p9GmqKl 

Zusammen mit unseren Kollegen von KLARTEXT 
Oberbayern und Hamburg kommen wir damit 
unserem Ziel, zu einer nicht zu überhörenden  
"Stimme der Bürgerschaft“ zu werden, einen wei-
teren Schritt näher. Auch SIE können dabei mit-
wirken! Eine hohe fünfstellige Anzahl an Zeitun-
gen muss verteilt werden. Wir haben schon ein 
super Team an Austrägern, aber SIE fehlen noch! 
Bitte melden Sie sich, idealerweise bei Ihren loka-
len Initiativen oder Spaziergängergruppen, wenn 
Sie Lust haben die Zeitung zu verteilen. Gerne 
helfen wir Ihnen beim Kontakteknüpfen.

 Wir möchten auch „Auslagestellen“ hinzugewin-
nen. Fragen Sie in Geschäften, Tankstellen und 
anderen Lokalitäten nach - am besten mit einem 
kleinen Stapel KLARTEXT in der Hand. Oder Sie 
kennen einen Laden, wo ausgelegt werden darf? 
In beiden Fällen bitte Info an uns und schon sind 
wir einen Schritt weiter.

 Und selbstverständlich kostet es auch Geld, 
eine solche Zeitung zu drucken und zu den 
Verteilern zu bringen. Das ganze Team, alle Un-
terstützer machen das auf ehrenamtlicher Basis. 
Druck und Logistik müssen aber bezahlt wer- 

den. Beides sichert auch Arbeitsplätze hier bei  
uns in der Region!

 Da wir kein Verein sind, dürfen wir keine 
Spenden entgegennehmen und somit auch 
keine Spendenquittungen ausstellen. Es darf 
also lediglich eine „Schenkung ohne Gegen-
leistung“ sein. Eine finanzielle Unterstützung 
kann auf vier Arten erfolgen:

1. Über Ihre lokale Initiative / Verteiler, oder
2. Über unser Konto für Schenkungen, auf das 

Sie einfach Ihre Wertschätzung überweisen 
können. Hier die Kontodaten:  
IBAN: BE50 9673 2423 7418  
Kontoinhaber: Chris Barth  
Verwendungszweck: Schenkung ohne Gegen- 
leistung.

3. Via PayPal: hier die dafür vorgesehene Pay-
pal-Emailadresse:  
habicht_hugo@hotmail.com  
Verwendungszweck: Schenkung ohne Gegen- 
leistung („Geld an einen Freund senden“).

4. Via Bitcoin-Lightning: hier unsere blink.sv-
Adresse: klartextrm@blink.sv  
Verwendungszweck: Schenkung ohne Gegen- 
leistung.

Sie finden alle Kontaktmöglichkeiten im Im-
pressum dieser Zeitung oder auf unserer In-
ternetseite. Mit Ihrer Unterstützung können 
wir gemeinsam viel bewegen! 

Von Herzen vielen Dank!

Alle Unterstützungsmöglichkeiten 
auch unter:  

www.klartext-rheinmain.de/kontakt

Impressum / Redaktion:

D. Hüther, E. Lengfelder, S. Semmler, 
S. Kohwagner, Ch. Barth
Grafik, Layout: K. Fornoff

Herausgeber: Chris Barth, 
c/o Impressumsservice Kathrin Mothes
Geschwister-Scholl-Str. 31
06869 Coswig (Anhalt)

Auflage: 70.000+ / Erscheinungsweise: offen

Weitere Infos  
(ohne Gewähr)  

erhalten Sie unter:  

ktrm.short.gy/ctET

02.05. Mahnwache "Tag der Pressefreiheit", Aschaffenburg, CityGallerie, ab 10:00 Uhr 
02.05.  Jubiläums-Demo, Fulda , Hbf, 14 Uhr
08.05. Norbert Haering, Limburg, Zur Turnhalle, 19 Uhr
09.05. European Peace Project, Frankfurt, Offenbach, etc.
15.05. Demo, Frauenlaufen, Frankfurt
15./16.05. Goldmesse, Frankfurt
23.05. "Nie wieder ist jetzt"- Demo, Aschaffenburg,   

 Volksfestplatz, 13.30 Uhr
24./25.05. Demo, Hambacher Schloss/Neustadt/Weinstr.
26.05.-25.06.  Freiheitslauf.de  Hambacher Schloss-Berlin
30.05.  Friedens-Demo, Berlin, Alexanderplatz, 14 Uhr
29.-31.05. Kongress Apolda
02.06. Wolfgang Wodarg, Rodgau
20.06.  Friedenslauf mit Menschenkette, Frankfurt 
27.06. Demo, Stopp Ramstein Airbase

VERANSTALTUNGSKALENDER

#FRAUENLAUFEN:  
WEDER LINKS NOCH RECHTS – SONDERN ENTSETZT!

Es gibt Momente, in denen Schweigen kei-
ne Fürsorge mehr ist, sondern Ohnmacht. Aus 
diesem Gefühl heraus ist Frauenlaufen ent-
standen – eine Initiative von Frauen, 
Müttern, Töchtern, Großmüttern 
und den Männern, die an ihrer 
Seite stehen. Ihr gemeinsa-
mer Nenner ist kein Partei-
buch, sondern tiefes Ent-
setzen über Gewalt gegen 
Frauen und Kinder, deren 
Verharmlosung und die 
schleichende Verschie-
bung dessen, was als 
„normal“ gilt.

Im Rhein-Main-Gebiet 
gehen sie regelmäßig fried-
lich und würdevoll auf die Stra-
ße. Mit dem Leitsatz „weder links 
noch rechts, sondern entsetzt“ wol-
len sie sichtbar machen, was viele den-
ken, aber oft nicht auszusprechen wagen.

Worum es ihnen geht:

• SCHUTZ VON FRAUEN UND KINDERN OHNE 
RELATIVIERUNG  
Sexuelle Übergriffe, Belästigungen und bru-
tale Taten dürfen nicht länger verharmlost 
oder mit Behördenhürden und Schönrederei 
kleingeredet werden. Besonders nicht, wenn 
Täter aus "bestimmten Milieus" stammen. 
Der Satz „Frauen gebären, versorgen und 
beerdigen“ drückt das tiefe Verantwortungs-
gefühl aus, das sie antreibt.

• EHRLICHE DEBATTEN STATT STIGMA  
Missstände müssen klar benannt werden 
dürfen – ohne dass man sofort in eine Ecke 
gestellt wird. Nur so sind echte Prävention, 
Konsequenzen und Schutzkonzepte möglich.

• FRIEDEN ALS HALTUNG  
„Frieden ist kein Zustand, sondern eine Ent-
scheidung.“ Frauenlaufen lehnt Kriegsrheto-
rik und Militarisierung des Denkens ab und 
setzt stattdessen auf Dialog, Deeskalation 
und gegenseitigen Respekt.

WARUM SIE DEMONSTRIEREN

Weil die Schwelle des Hinneh-
mens immer weiter sinkt. Weil 

schweigende Mehrheiten 
Schutz brauchen. Und 

weil Würde Haltung er-
fordert. Im Liedtext 

heißt es: „Wir gehen 
weiter – weil wir das 
Leben sind.“

IHRE  
FORDERUNGEN:

•    Konsequente 
Strafverfolgung bei 

sexualisierter Gewalt 
ohne Hinhaltetaktik

•    Bessere Prävention in Bä-
dern, Parks, ÖPNV und auf Festen

• Opferschutz vor Täterschutz: Respekt vor 
Opferperspektiven und transparente Verfah-
ren.

• Eine ehrliche, sensible, aber deutliche De-
battenkultur

• Frieden als politisches Leitmotiv

„Vorne Frauenpower – hinten Männerkraft“ 
ist keine Trennung, sondern eine Einladung: 
Alle sind willkommen, die friedlich und klar für 
Sicherheit, Respekt und Menschlichkeit einste-
hen. 

Jede Stimme zählt. Jeder Schritt macht sicht-
bar, dass es viele sind, die diese Mitte nicht auf-
geben wollen. 

„Wir laufen für das Leben. Hand in Hand. Für 
Mädchen, die ohne Angst schwimmen gehen 
wollen. Für Frauen, die nachts ohne Beklem-
mung nach Hause kommen. Für eine Gesell-
schaft, die Grenzen respektiert.“

Weitere Infos: t.me/frauenlaufen 


